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Warum méchten wir
Anderer Leistungsanbieter werden?

Weil wir Vielfalt lieben! Als solidarische Landwirtschaft
versorgen wir ca. 400 Menschen mit vielfaltigsten, saisonalen,
okologischen Lebensmitteln. Aus unserer Sicht darf es gern
noch bunter werden — im Team und auf dem Teller. Wir bieten
Menschen Teilhabe an einem abwechslungsreichen Arbeitsle-
ben, gepragt von natirlichen Rhythmen und moéchten an den
Menschen angepasste Arbeitsplatze entstehen lassen. Wir
freuen uns auf die Potentiale der Menschen, die uns eine Mit-

arbeit anbieten, mit oder ohne diagnostizierte Behinderung.”

André Tiirke

Schellehof in Struppen



Liebe Leserinnen,

Sie halten ein Handbuch in den Handen, das ein Baustein
auf dem Weg zur Inklusion von Menschen mit Behinderung
in der Landwirtschaft sein kann. Hier werden drei Jahre Pro-
jekterfahrungen verarbeitet und geblndelt, die séchsische
Landwirtschaftsbetriebe als inklusive Ausbildungs- und Ar-
beitsorte fur Menschen mit Behinderung gemacht haben.

Das Besondere daraniist die Etablierung eines Angebots, das
seinen Ursprung eigentlich in der Behindertenhilfe sprich
der Sozialen Arbeit hat. Innerhalb der Projektlaufzeit konnte
belegt werden, dass es moglich ist, auf Landwirtschaftsbe-
trieben ein Alternativangebot zur Werkstatt fur behinderte
Menschen in Form eines ,,Anderen Leistungsanbieters” auf-

zubauen.

Lassen Sie sich mitnehmen auf einen Exkurs in die Beson-
derheiten der Verbindung von Sozialer Arbeit und Landwirt-
schaft. Hier finden Sie die nétigen Informationen, um heraus-
zufinden, ob und unter welchen Voraussetzungen ein sozialer
Betriebszweig in Form eines Anderen Leistungsanbieters auf
Ihrem Hof fur Sie in Frage kommt. Sie bekommen hilfreiche
Tipps und Werkzeuge an die Hand, um erste Uberlegungen
weiterzuentwickeln und die néchsten Schritte zum Anderen
Leistungsanbieter zu planen. Naturlich ersetzt dieses Hand-
buch keinen Erfahrungsaustausch und keine Beratung, es
soll vielmehr den Blick weiten, welche Moglichkeiten nutzbar
gemacht werden kdnnen, um inklusive Angebote zu schaffen
und dabei zielgerichtet und professionell vorzugehen.

* In diesem Handbuch verwenden wir fur eine sprachliche Abbildung aller

Geschlechter die Schreibweise mit Genderstern.

Wir haben sieben Betriebe Uber drei Jahre intensiv begleitet,
deren Interessen, Problemstellungen, Umsetzungsmaoglichkei-
ten und Erfahrungen in dieses Handbuch eingeflossen sind.
Es hat sich aus der Praxis landwirtschaftlicher Betriebe ent-
wickelt, die Konzepte geschrieben, Kosten kalkuliert, Qualitéits-
kriterien festgelegt, mit dem Kostentréger verhandelt und sich
mit Werkstdtten, Verbdnden und Initiativen der Menschen mit
Behinderung vernetzt haben.

Mit diesen Beispielen und dem Enthusiasmus der beteiligten
Landwirtschaftsbetriebe mochten wir Sie ermutigen, sich
mit dem Thema Andere Leistungsanbieter in der Landwirt-
schaft ndher zu beschdaftigen. Nutzen Sie die innerhalb des
Projekts gesammelten Erfahrungen, um Uber das Thema In-
klusion in Inrem Betrieb ernsthaft nachzudenken. Nutzen Sie
die gebundelten Informationenin diesem Handbuch als Ent-
scheidungs- und Handlungshilfe. Wir winschen lhnen viele
interessante und neue Erkenntnisse beim Lesen und hoffen
mit unseren Erfahrungen einen kleinen Beitrag fur eine be-
triebliche und damit auch eine gesellschaftliche Weiterent-

wicklung hin zu mehr Inklusion leisten zu kénnen.

Alles Gute wlnscht Ihnen das InnoLAWI Projektteam






Dieses Handbuch soll Ihnen dabei helfen, zu entscheiden ob der Andere

Leistungsanbieter im Arbeitsbereich ein moglicher Betriebszweig auf lhrem

Hof sein kdnnte. Allerdings ersetzt es keine fachliche Beratung, die fur die

tatséchliche Umsetzung unbedingt zu empfehlen ist.

Zundchst wird erklart, was der ,,Andere Leistungsanbieter”
eigentlich ist, wie und von wem er finanziert wird und wel-
che Leistungen dafir zu erbringen sind. Dann gehen wir auf
die Zielgruppe der Beschdaftigten, ihre Tatigkeiten auf dem
Betrieb und auf regionale Kooperations- und Netzwerkmaog-
lichkeiten ein.

Im Anschluss finden Sie Uberlegungen, wie Sie ein Konzept
far lhren Hof schreiben kénnten und wie dieses betriebs-
wirtschaftlich kalkuliert wird. Konzept und Kalkulation sind
so aufgebaut, dass sie mit fachlicher Unterstltzung bei der
Ubertragung auf den eigenen Betrieb in dieser Struktur beim
Leistungstrager als Antrag eingereicht werden kénnen.

SchlieBlich erfahren Sie, wie die konkrete Umsetzung auf
dem Betrieb von der Anerkennung bis hin zu den ersten Be-
schaftigten auf dem Hof ablauft. Auch die Qualitétssiche-
rung sollte aus unserer Sicht von Anfang an mit bedacht
werden. In Kapitel 7 haben wir beschrieben, wie diese beim
Anderen Leistungsanbieter aussehen kdnnte.

Immer wieder sind die Kapitel durch Praxisbeispiele aus un-
seren Pilotbetrieben und Checklisten ergénzt. Anhand dieser
Checklisten kénnen Sie Uberprifen, ob im Hinblick auf den
eigenen Hof alles bedacht und verstanden wurde. Die Ge-
setzestexte und Verordnungen, auf die wir uns beziehen, sind
in den FuBnoten vermerkt und im Anhang zu finden. Ihre n&-
here Betrachtung hilft, ein Grundversténdnis zu Teilhabeleis-
tungen fur Menschen mit Behinderung zu schaffen. Sinnvolle
und ergénzende Links finden Sie sowohl in den FuBnoten, als
auch gebundelt unter ,Weiterfuhrende Links*

Abgerundet wird unser Handbuch durch Kapitel 9, welches
einen Uberblick tber verschiedene weitere Beschéftigungs-
moglichkeiten von Menschen mit Behinderung gibt.

Wir hoffen, dass wir lnnen einen hilfreichen Einblick in eine
Moglichkeit der Zusammenarbeit mit Menschen mit Behin-
derung auf Ihrem Betrieb vermitteln kénnen.



Der Andere Leistungsanbieter (ALA) stellt fur Menschen mit Behinderung eine Alter-

native zu anerkannten Werkstdtten fur behinderte Menschen (WfboM) dar und stérkt somit

ihre Winsche und ihr Wahlrecht. Mit Einfhrung des neuen Bundesteilhabegesetzes 2018

wurde u.a. der ALA als neue Institution der Eingliederungshilfe gesetzlich im § 60 Sozial-

gesetzbuch (SGB) IX verankert. Durch diese Neuerung kdnnen nun ebenfalls wirtschaft-

liche Unternehmen, also auch Landwirtschaftsbetriebe Leistungen anbieten, die bisher

auf WfbM beschrénkt waren. Dadurch vervielfaltigen sich die Angebote zur Teilhabe am

Arbeitsleben fur Menschen, die nach § 58 SGB IX einen Anspruch auf Leistungen im Berufs-
bildungsbereich oder Arbeitsbereich einer WfbM haben.

Im Unterschied zur WfbM ist dem ALA keine Mindestplatzzahl
vorgeschrieben, somit kdnnen auch kleinstrukturierte Ange-
bote geschaffen werden. Weiter hat der ALA keine Aufnah-
mepflicht, es kann also beispielsweise Uber Praktika geschaut
werden, wer menschlich zu dem Angebot und dem Team auf
dem Hof passt, oder welche Behinderungsarten z.B. aufgrund
nicht gegebener Barrierefreiheit nicht in Frage kommen. Die
Anforderungen an réuumliche und séchliche Ausstattung wie
Aufenthaltsrdume, Sanitéranlagen, Arbeitspldtze etc. ist nicht
rechtlich definiert, sie wird aber durch eine/einen Arbeitsin-
genieur*in und den Leistungstréger (siehe Leistungsdreieck
rechts) gepruft, bevor die Betriebsstétte als ALA freigegeben
wird. Eine WfbM braucht eine formliche Anerkennung, beim
ALA reicht eine Bewilligung bzw. Anerkennung durch den zu-
stndigen Leistungstrager aus.

ALA benétigen ...
I
... keine Mindestplatzzahl.

I
... keine Aufnahmepflicht.
I

... keine spezifischen Anforderungen an die
raumliche und séchliche Ausstattung.
|
... keine férmliche Anerkennung.

Trotz dieser Unterschiede zwischen ALA und WfbM gelten
die fachlichen Anforderungen der Werkstéttenverordnung
(WVO), die unter anderem Betreuungsleistungen und Arbeits-
verhdltnis sowie Entlohnung definiert. Ebenso haben die Be-
schdftigten die gleichen Rechte und Pflichten wie in einer
WM.

ALA kénnen berufliche Bildung' und/oder Beschaftigung?
anbieten, in WfbM muss beides vorhanden sein.

Nachfolgend gehen wir der Vollstéindigkeit halber und, da-
mit Interessierte den/die zusténdigen Ansprechpartner*in-
nen kennen, kurz auch auf den Berufsbildungsbereich ein.
Da sich die im Projekt beteiligten Betriebe aufgrund des dort
notwendigen, hohen Zertifizierungsaufwandes aber vor-
erst nur fur den Arbeitsbereich entschieden haben, wird in
diesem Handbuch ausschlieBlich dieser behandelt. Fur die
Menschen mit Behinderung, die im Arbeitsbereich eines ALA
arbeiten mochten, ist es allerdings Voraussetzung, dass sie
vorab den Berufsbildungsbereich oder eine vergleichbare
Ausbildung?® absolviert haben.

T §57SGBIX
2 §58SGBIX

3§58 Absatz 1Satz 2 SGB IX


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__60.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__60.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__58.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__57.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__58.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__58.html

Die Eingliederungshilfe ist als Sozialleistung im SGB X
geregelt. Sie soll helfen, die Folgen von Behinderung zu
mildern und Menschen mit Behinderung oder von Behin-
derung bedrohte Menschen in die Gesellschaft einzuglie-
dern. Dazu gehort u.a. die Teilhabe an Bildung und Arbeit,
in deren Themenkreis der ALA fallt. Auf Landerebene wird

Der Arbeitsbereich richtet sich an Menschen, die den Be-
rufsbildungsbereich bereits durchlaufen haben oder eine
gleichwertige Ausbildung besitzen. Bei der Umsetzung des
ALA im Arbeitsbereich arbeiten Andere Leistungsanbieter
als Leistungserbringer, Menschen mit Behinderung als Leis-
tungsberechtigte und der KSV Sachsen als Leistungstréger

wie folgt zusammen:

in Ausfuhrungsgesetzen geregelt welche Behoérden fur
die Eingliederungshilfe zustdndig sind: Die sogenannten
Trager der Eingliederungshilfe sind in Sachsen einerseits
ortliche Trager (Kommunen und kreisfreie Stadte) und an-
dererseits Uberortliche Trager (der Kommunale Sozialver-
band Sachsen, KSV Sachsen).

Leistungstréger

Kommunaler
Sozialverband (KSV)

Leistungserbringer

Anderer
Leistungsanbieter (ALA)

Der KSV Sachsen ist im Freistaat Sachsen, neben weiteren
Rehabilitationstragern, in der Regel der zusténdige Leis-
tungstrager fur Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
nach dem SGB IX. Er Ubernimmt die Verhandlung der Ver-
einbarung von Leistungen und Vergutungen des Arbeitsbe-
reiches fir Menschen mit Behinderung beim ALA, dem Leis-
tungserbringer. Diese VergUtung beinhaltet die Kosten fur die
Betreuungsleistung. Daneben finanziert der Leistungstrager
ein Arbeitsforderungsgeld, das der ALA zusammen mit dem
Arbeitslohn an die Beschdftigten auszahlt. Er stellt dem ALA
auch die Bundesanteile zur Sozialversicherung der Leis-
tungsberechtigten zur Verfugung. Gleichzeitig befriedigt er
die Anspruche der Leistungsberechtigten, indem er mit Kos-
tenzusagen auf beantragte Leistungen reagiert.

Arbeitnehmer*innendhnliches
Beschdftigungs- und
Rechtsverhaltnis

n

Leistungsberechtigte

Menschen mit
Behinderung

Der ALA als Leistungserbringer begleitet und beschdftigt die
Menschen mit Behinderung nach den Grundsditzen der Wirt-
schaftlichkeit. Fur diese arbeitnehmer*innendhnliche Beschdf-
tigung erwirtschaftet der ALA mit den Leistungsberechtigten
einen Gewinn, aus dem ihnen ein Arbeitslohn ausgezahlt wird*.
Die Leistungsberechtigten, bzw. Beschdftigten beim ALA
machen von ihnrem Wahlrecht Gebrauch und entscheiden,
wo sie ihren Anspruch auf Teilhabe am Arbeitsleben umset-
zen mdchten. Sie bringen ihre Arbeitsleistung beim ALA ein.
Dem Leistungstréiger gegenuber kénnen sie inren Anspruch
auf Teilhabe geltend machen und sich flr ein entsprechen-
des Angebot entscheiden.

4 BAG WfbM: Verstandnis fur Entgelte entwickeln: BAG WfbM im Austausch
mit Bundesverband Selbsthilfe Korperbehinderter e V.

https://www.bagwfbm.de/article/2201# vom 5.6.2014.


https://www.bagwfbm.de/article/2201#

Fur die Zulassung als ALA im Berufsbildungsbereich muss
der Agentur fur Arbeit ein Fachkonzept vorgelegt werden.
Ebenso braucht es eine Zertifizierung nach der Akkreditie-
rungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsforderung (AZAV),
mit der die Anerkennung und Zulassung von Bildungstrégern
und deren Bildungsangeboten sowie die Anerkennung von
privaten Arbeitsvermittlern geregelt ist. Fir diese umfang-
reiche Zertifizierung gibt es Beraterfirmen wie beispielsweise
die DEKRA, die ihre Dienste kostenpflichtig anbieten.

Nach erfolgreicher Zertifizierung und Bewilligung des Fach-
konzeptes durch die Agentur fur Arbeit ist fur Sachsen das
Regionale Einkaufszentrum (REZ) Bayern fur die Verein-
barung des Betreuungstagessatzes mit dem ALA zustandig.
Die Kosten fur die berufliche Bildung im Rahmen des Ein-
gangsverfahrens/Berufsbildungsbereiches in einer WfboM
oder bei einem ALA Ubernimmt in der Regel die Agentur fur
Arbeit. Im Rahmen der beruflichen Bildung zahlt diese den
Menschen mit Behinderung ein Ausbildungsgeld. Nach er-
folgreichem Abschluss des Berufsbildungsbereichs kann ein
Wechsel in den Arbeitsbereich erfolgen. Ein landwirtschaft-
licher Betrieb kann sowohl den Berufsbildungsbereich als
auch den Arbeitsbereich eines ALA anbieten.

Weiterfuhrende Information zum ALA im Berufsbildungs-
bereich finden sich im Fachkonzept fur Eingangsverfahren
und Berufsbildungsbereich der Arbeitsagentur®.

Foto: L. Rau . §

Bundesagentur fur Arbeit: Fachkonzept fur Eingangsverfahren/Berufs-
bildungsbereich bei anderen Leistungsanbietern:
https://www.arbeitsagentur.de/datei/FK-Eingang-Berufsbildung_ba015973.pdf

vom Dezember 2019.
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https://www.arbeitsagentur.de/datei/FK-Eingang-Berufsbildung_ba015973.pdf

Der ALA bietet Menschen mit Behinderung, die sonst in der
WFbM beschdaftigt sind, eine arbeitsmarktnahe Alternative
der Teilhabe am Arbeitsleben. Im SGB IX wird das so definiert,
dass ALA jenen Menschen einen Ausbildungs- oder Arbeits-
platz anbieten, welche aufgrund der Art oder Schwere ihrer
Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt tétig werden kénnen®.

Der Begriff ,Menschen mit Behinderung“ meint im SGB IX
Menschen, die eine korperliche, seelische, geistige Behin-
derung oder Sinnesbeeintrachtigung haben, die sie an der
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft (Arbeit, Frei-
zeit, Wohnen etc.) langer als sechs Monate ,hindert. Die ver-
schiedenen Arten von Behinderung® definieren sich wie folgt:
- Kérperliche Behinderung: Korperbehinderung ist eine
physiologische Einschréinkung des menschlichen Korpers.
Ein Mensch ist kdrperbehindert, wenn er infolge einer
Schadigung des Bewegungssystems, einer organischen
Schadigung oder einer chronischen Krankheit in seiner
kérperlichen Belastbarkeit beeintréichtigt ist, wie z.B. durch
Lahmung oder Mutiple Sklerose.
- Sinnesbeeintréchtigungen: Unter dem ehemals verwen-
deten Oberbegriff Sinnesbehinderung werden korperliche
Beeintréichtigungen der Sinneswahrnehmung zusammen-

gefasst, wie z. B. Blindheit, Taubheit oder Gehorlosigkeit.

6§58 Absatz1SGB IX

7 §2 Absatz 1Satz 1SGB IX

KOFA Fachkraftesicherung fur kleine und mittlere Unternehmen:
Behinderungsformen - ein kurzer Uberblick. Ubersicht Behinderungs-
formen: https://www.kofa.de/dossiers/inklusion-gestalten/

beschaeftigung-gestalten/behinderungsformen/ vom Juli 2021.
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- Geistige Behinderung: Eine geistige Behinderung ist eine star-
ke Einschrainkung in der kognitiven Leistung eines Menschen.
Das kann sich in Denkstoérungen, Intelligenzminderung und

in Defiziten im sozialen Zusammenleben ausdriicken.

- Seelische Behinderung: Eine psychische Behinderung be-
zeichnet eine dauerhafte und gravierende Beeintrdchti-
gung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Teilhabe
einer Person aufgrund von Symptomen einer psychischen
Storung. Mit einbezogen werden auch deren mogliche Fol-
gen wie beispielsweise Arbeitslosigkeit, Verlust von Wohl-
stand und sozialen Kontakten.

Ob diese Beeintréchtigungen angeboren oder Folge eines
Unfalls oder einer Krankheit sind, ist nicht relevant.

Was bei der Zusammenarbeit mit Menschen mit Be-
hinderung oft nicht mitgedacht wird, sind seelische
Behinderungen. Menschen mit ldnger als sechs
Monaten andauernder seelischer Erkrankung zdhlen
laut SGB IX zu den Menschen mit Behinderung. Viele
von ihnen suchen hdaufig nicht den geschitzten
Raum einer WfbM, sondern einen niedrigschwelligen
Zugang zu einem moglichst normalen Leben. Hier
kann der ALA eine individuelle Moglichkeit sein, wel-
che die Teilhabe bzw. einen Einstieg ins Arbeitsleben
erleichtern kann.


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__58.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__2.html
https://www.kofa.de/dossiers/inklusion-gestalten/beschaeftigung-gestalten/behinderungsformen/
https://www.kofa.de/dossiers/inklusion-gestalten/beschaeftigung-gestalten/behinderungsformen/

Leistungen zur Teilhabe?® sollen die Behinderung abwenden,
beseitigen, mindern, ihnrer Verschlimmerung vorbeugen oder
ihre Folgen mildern. Dabei soll Teilhabe am Arbeitsleben ge-
sichert, die personliche Entwicklung ganzheitlich geférdert
und die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie eine
moglichst selbsténdige und selbstbestimmte Lebensfuhrung
ermoglicht werden. Dafur wird mit dem einzelnen behinder-
ten Menschen und dem jeweils zustdndigen Leistungstréger
ein Teilnabeplan® erstellt, der sich an den Winschen und
Zielen des Menschen orientiert und in dem festgehalten
wird, wie und mit welcher Hilfestellung er diese Ziele errei-
chen kann. Der Teilhabeplan wird in regelmdaBigen Abstén-
den auf Entwicklungsfortschritte hin Uberprift, individuell
angepasst und weitergefuhrt.

ALAs bieten Ausbildungs- oder Arbeitsplétze generell fur
Menschen mit Behinderung im berufsféhigen Alter an. Dies
sind im Berufsbildungsbereich vor allem Jugendliche nach
Beendigung der Schule und im Arbeitsbereich Erwachsene,
die bereits eine Ausbildung durchlaufen haben. Im Gegen-
satz zur WfbM hat der ALA keine Aufnahmeverpflichtung,
d. h. der Betrieb wie auch der Mensch mit Behinderung
kébnnen gemeinsam ausprobieren, ob sie gut zusammen-
arbeiten kdnnen und dann frei entscheiden. Der ALA hat die
Aufgabe, den Menschen mit Behinderung die Teilhabe am
Arbeitsleben zu ermoglichen. Das bedeutet, dass das Ar-
beitsumfeld den Bedurfnissen der Beschaftigten angepasst
wird, aber auch, dass sie eine Tatigkeit austlben, aus der sich
ein Arbeitsentgelt als Bezahlung erwirtschaften l&sst. Damit
schafft der Betrieb ein arbeitsmarktnahes Teilhabeangebot,
das die Arbeit seiner Beschdftigten wertschatzt. Die Gestal-
tung der Arbeitsplétze entsprechend der Behinderungsform
und Leistungsfahigkeit der Einzelnen ist Aufgabe des fach-
lich qualifizierten Personals. Dabei sollen stets die Wiinsche
der Beschdaftigten und inre Entwicklungsférderung im Fokus
stehen. Parallel zu Arbeitsangeboten bietet der ALA auch
,Begleitende Angebote” (siche Kapitel 5 Erstellen eines Be-
triebskonzepts), um die Personlichkeitsentwicklung der Ein-

zelnen zu fordern.

° §4SGBIX
0 §195GBIX
" §8SGBIX
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Traditionell bietet die Landwirtschaft seit jeher Tatigkeits-
felder fur Menschen mit verschiedenen Fahigkeiten und Fer-
tigkeiten. Daher ist es nicht verwunderlich, dass sie in einer
Zeit, in der das Thema Inklusion an gesellschaftlicher Rele-
vanz gewinnt, mehr und mehr in den Fokus ruckt. Hier kon-
nen Menschen in kleineren Arbeitsstrukturen tétig werden,
die gerne in der Natur und mit Tieren und Pflanzen arbeiten
(siehe Kapitel 4.2 Arbeitsplatze fur Menschen mit Behinde-
rung in der Landwirtschaft).

So vielfaltig Menschen sind, so vielfdaltig sind auch Behin-
derungen. Daher empfiehlt sich vor einem Beschdaftigungs-
verhdltnis in jedem Fall ein persdnliches Kennenlernen. Ein
Praktikum kann einen guten Einstieg bieten, erst recht, wenn
bisher wenig oder keine Erfahrung in der Arbeit mit Men-
schen mit Behinderung vorhandenist. Férderschulen, Wohn-
statten oder auch Werkstatten stellen einen guten Anlausf-
punkt dar, um Menschen zu finden, welche ein Praktikum in
der Landwirtschaft absolvieren méchten. AnschlieBend fallt
es sicher beiden Seiten leichter zu entscheiden, wie die zu-

klnftige Zusammenarbeit aussehen kénnte.

Arbeitsplatze fur Menschen mit Behinderung zu schaffen

und zu gestalten bedeutet, Menschen die Moglichkeit zu

geben:

- sinnvoll tatig zu werden und einen Beitrag zur Gesellschaft
zu leisten,

. ihren Lebensunterhalt zu sichern,

- einer Berufung nachzugehen/eine berufliche Identitdt zu
entwickeln.

Landwirtschaft und Gartenbau bieten mit ihrem breiten
Spektrum an Tatigkeiten besonders geeignete Beding-
ungen fur die Arbeit mit Menschen mit Behinderung. Es ist ein
direkter Zusammenhang zwischen dem Getanen und dem
Ergebnis erkennbar. Sinnhafte Tatigkeiten und korperliche
sowie kognitive Beanspruchung unterstitzen die geistige
und motorische Entwicklung positiv. Landwirtschaftliche Ta-
tigkeiten sind fur Menschen mit Behinderung auch geeig-
net, da sie meist eine gute Tagesstrukturierung bieten. Nach
entsprechender Einarbeitung kénnen Selbsténdigkeit und
damit die Erfullung eigener Aufgabenbereiche gefordert
werden. Wertschdtzung wird erfahren durch den erkenn-
baren Nutzen der eigenen Arbeit (z.B. Versorgung von Tie-
ren, Produktion, Weiterverarbeitung und Vermarktung von
Lebensmitteln etc.). Aber auch hier gilt - Der Wunsch, in der
Landwirtschaft tétig zu sein, sollte unbedingt von dem jewei-
ligen Menschen ausgehen.


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__8.html

Im Vordergrund steht immer die Anpassung des Arbeitsplat-
zes und Aufgabengebiets an die Fahigkeiten des Menschen
mit Behinderung. Hier kdnnen erste Gespréche Hinweise
Uber Interessen und Neigungen liefern und es ist wichtig,
im laufenden Prozess aufmerksam fur Wunsche und Ver-
anderungen zu bleiben. Durch den genauen Blick auf die
individuellen Fahigkeiten, die Auswahl eines geeigneten
Arbeitsplatzes und die Einbindung und Interaktion im Team
kann fur Menschen mit Behinderung eine sinnstiftende Ta-
tigkeit geschaffen werden. Im Rahmen der individuellen
Teilhabeplanung fur den ALA im Betrieb werden mit dem
Leistungstrager, der Fachkraft und dem Menschen mit Be-
hinderung Entwicklungsziele und Foérderbedarfe festge-
schrieben, die als Grundlage fur eine individuelle Arbeits-
platzgestaltung dienen (sieche Kapitel 5 ,Erstellen eines
Betriebskonzepts®).

In Absprache mit der/dem Beschdftigten und der betreu-
enden Fachkraft werden Arbeitsaufgaben geplant und er-
mittelt, welche Hilfestellungen im Einzelfall nétig sind, um
gezielt Fahigkeiten, Begabungen und Interessen weiterzu-

entwickeln.

Im Vordergrund stehen dabei entsprechend angepasste
Auswahlmoglichkeiten bei den Tatigkeiten, klar strukturierte
und Uberschaubare Arbeitseinheiten und eine erkennbare
Sinnhaftigkeit des eigenen Tuns.

Uberforderung und Unterforderung sollten vermieden wer-
den. Stressfaktoren wie Zeitdruck, eine hektische Arbeitsum-
gebung, fehlende Betreuungs- und Unterstlitzungsangebote,
problematische Arbeitszeiten oder fehlende Ruckzugsmaog-
lichkeiten mussen bei der Arbeitsplatzgestaltung im Auge be-
halten und individuell geplant und angepasst werden.

Durch eine geduldige und aufmerksame Einarbeitung durch
die Fachkraft kann eine forderliche Arbeitsumgebung ge-
schaffen werden, um die Mitarbeiter*inneninihren Arbeitspro-
zessen an moglichst selbsténdiges Handeln heranzufuhren.
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Wer Ubernimmt die landwirtschaftlich bzw.
pdadagogisch fachliche Betreuung?

Welche Arbeitsbe'reiche sind fur die Einarbei-
tung von Menschen mit Behinderung geeignet
(gibt es ausreichend Raum fur Einarbeitung,
moglichst ohne Zeitdruck, Ansprechpartner*in-
nen vor Ort und sinnvolle Betdtigungen mit
ongémessenem Arbeitsniveau)?

Ist eine entsprechende Betreuung und Zu-
sammenarbeit mit Menschen mit Behinderung
auch zu Arbeitsspitzen gut vorstellbar?

Sind Tatigkeiten wéhrend des gesamten Jahres
abgesichert?

Wie wird mit Krankheitsausfallen des
betreuenden Fachpersonals umgegangen?

Koénnen krankheitsbedingte Ausfélle der
Beschdftigten gepuffert werden?

Gibt es einen Arbeitsbereich im Betrieb, mit
dem die Entgelte der Menschen mit Behin-
derung erwirtschaftet werden kdnnen (zur
Erwirtschaftung des Arbeitsentgelts fur
Menschen mit Behinderung siehe Kapitel 6
Betriebswirtschaftliche Besonderheiten)?

_Bieten die Arbeitsplatze Qualifizierungs- und

Entwicklungsmoglichkeiten?

Gibt es verschiedene Arbeitsbereiche zur
Anpassung an die jeweiligen Bedurfnisse?

Ist in allen Fallen an Arbeitsschutz

gedacht?




Foto: S. Hoyer

Arbeitsplatz
,Geflugelversorgung am Beispiel Gansehaltung”

Einteilung der Arbeitsschritte in Uberschaubare
Aufgabeneinheiten:

Tranken der Ganse

Versorgung mit Getreide und Mineralstoffen
Austrieb und Einstallen

Einstreuen

(o7 S 19 S e

Stall misten

Bei Menschen mit einer geistigen Behinderung empfiehlt es
sich beispielsweise Arbeitszeit und Aufgabeneinheit best-
maoglich zu strukturieren. Es konnen Hilfsmittel genutzt wer-
den um die Versténdlichkeit und Routinierung der Arbeits-
schritte zu erleichtern. Beispiele hierflr kbnnen vorgefertigte
Messbehalter in verschiedenen Farben, wenn nétig mit Sym-
bolen versehen sein. Dadurch kdnnen Mengen besser abge-
schatzt werden und die Geddchtnisleistung trainiert werden
(rote Futtertonne und rote Futterschippe fur Getreide, blaue
Futtertonne und blaue Futterschippe fur das Mineralstoffge-
misch/Aufschreiben oder bildlich darstellen, wie viele Schip-
pen verfuttert werden). Auch beim Einstreuen sollten MaB-
einheiten genutzt werden um deutlich darzustellen, wieviel
Einstreu verwendet werden soll und wie oft und wann das
Einstreuen erfolgen soll. Auch hier kann entsprechend dem
Hilfebedarf mit Hilfsmitteln wie Uhren, Abhaklisten, Pikto-
grammen zu Mengen und Zeiten gearbeitet werden.
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In der Einarbeitungsphase laufen die Beschdftigten mit
einer Fachkraft mit und lernen durch Zusehen und Erkl&a-
rungen. Als ndchstes erfolgt ein schrittweises Heranflihren
an die selbstandige Durchfuhrung der einzelnen Aufgaben.
Die Uberpriifung der Arbeitsergebnisse und eine Rickmel-
dung sind in der Lernphase wichtiger Bestandteil fur eine
strukturierte Weiterentwicklung. Ziel ist es, durch eine inten-
sive Einarbeitungsphase ein moglichst selbsténdiges Arbei-
ten innerhalb der einzelnen Arbeitsplétze zu erreichen.

Beim Aufbau des sozialen Betriebszweiges ALA ist es sehr
wichtig, auf ein regionales Netzwerk mit beteiligten Einrich-
tungen, Diensten und Behorden zurickgreifen zu kdnnen.

Jeder ALA muss dariiber nachdenken, woher seine kunfti-
gen Beschdaftigten kommen und wie sie von dem Angebot
erfahren. Es empfiehlt sich eine gute Offentlichkeitsarbeit mit
regionaler Presse, HoffUhrungen etc., damit die Menschen
aus der Region informiert werden. So kbnnen wirkungsvol-
le Netzwerke zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und
Kooperationsmoglichkeiten entstehen.

Da der Leistungstréiger schon bei der Einreichung des Kon-
zeptes sehen mdchte, ob es Interessent*innen gibt, ist ein
frihzeitiger Kontakt zu Einrichtungen der Behindertenhilfe
in der betrieblichen Umgebung wichtig. Durch praktische
Angebote wie Schnuppertage oder Praktika kédnnen bereits
Teilnehmer*innen gefunden werden, mit denen der ALA star-
ten moéchte.

Wichtige Fragen beim Aufbau von Netzwerken sind

auBerdem:

- Wer hat Erfahrung in der Arbeit mit Menschen mit
Behinderung und ist bereit fur einen Erfahrungsaustausch?

- Wer informiert Uber den neuen Betriebszweig ,,Anderer
Leistungsanbieter«?

- Wer
Betriebszweigs?

ber&t Betriebe bei der Einrichtung dieses

Ein Pilotbetrieb des Projekts hat eine Veranstaltung
vor Ort zum gegenseitigen Kennenlernen durch-
gefuhrt. Eingeladen waren interessierte Menschen
mit Behinderung und deren Familien, der Integra-
tionsfachdienst, eine Vertreterin einer EUTB, Mit-
arbeitertinnen aus Wohnheimen, Werkstatten und
sozialen Einrichtungen der Region. Beworben wurde
diese Veranstaltung durch Zeitungsartikel und Ein-
ladungen, die Uber die Verteiler dieser Einrichtungen
weitergeleitet wurden.



Fur Vernetzung, Informations- und Erfahrungsaustausch,
aber auch fur das Wahrnehmen von Beratungsangeboten
koénnten folgende Partner wichtig sein:
- Wohngruppen und Werkstatten fur behinderte Menschen
« Wohngruppen und Kliniken fur psychisch kranke Menschen
- Forderschulen (G-Schulen)
- Interessenvertretungen und Selbsthilfegruppen fur
Menschen mit Behinderung
(zum Beispiel Selbsthilfenetzwerk Sachsen)
- psychosoziale Beratungsstellen
- Ergéinzende unabhdngige Teilhabeberatung (EUTB)
- Integrationsfachdienst (IFD)
- Behindertenbeauftragte*r des Landkreises
- Inklusionsnetzwerk Sachsen
- Arbeitskreis ALA Sachsen

Fur die weitere Recherche empfehlen sich auBerdem die Sei-
ten des Paritatischen Wohlfahrtsverbands Sachsen und des
REHADAT, die jeweils viele Einrichtungen unter sich vereinen.

Eine junge Frau, die den Berufsbildungsbereich in
einer WfbM ansolviert, méchte gerne auf einem
Landwirtschaftsbetrieb arbeiten, der den ALA aber
nur im Arbeitsbereich anbietet. Die WfbM und

der Hof halben so kooperiert, dass der praktische

Teil ihrer Berufsbildung auf dem Betrieb stattfinden T
Foto: A. Kokott

kann. Die Einrichtung tbernimmt weiterhin die
theoretische Ausbildung.

Foto: M. Camilo







Das landwirtschaftliche Unternehmen als Anbieter begleitender

Dienstleistungen im Rahmen des Anderen Leistungsanbieters

Das Konzept vermittelt eine Ubersicht zur Planung eines Pro-
jekts und beschreibt Ziele. So bildet es die Handlungsgrund-
lage bei der Entwicklung eines neuen Betriebszweiges. Es
soll sichtbar gemacht werden, was konkret angeboten wird,
wie dieses Angebot finanzierbar ist und an welchen Werten
und Idealen sich das Projekt orientiert.

Das Konzept wird dann dem Leistungstréger, also dem KSV
Sachsen vorgelegt.

Es dient ebenfalls der Offentlichkeitsarbeit, indem es Inter-
essent*innen und Nachbar*innen der Umgebung des Betrie-
bes transparent vorstellt, welche Plane und Handlungsfelder
dieser gestaltet.
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Grundsdatzlich muss ein Konzept folgende Frage beantwor-
ten kénnen:

Wer macht was warum mit wem fiir wen?

Wer?
Beschreibung des Tragers/des Betriebs/des Vereins, der das
Vorhaben umsetzt.

Was?
Beschreibung der geplanten MaBnahmen bzw. der Metho-
den zur Umsetzung.

Warum?

Beschreibung der Ausgangssituation, aus denen ein Bedarf
ersichtlich wird und wie dieser mit den Zielen in Verbindung
steht.

Mit wem?
Benennung von Kooperationspartner*innen und geplantem
Personal.

Fir wen?

Beschreibung der direkten und der indirekten Zielgruppen.



Einleitung

Der landwirtschaftliche Betrieb

Zielgruppe und Aufnahmeeinschrankungen
Zielsetzung

Inhalt, Umfang und Art der Leistung
Struktur des Angebots

Raumlich-Sachliche Ausstattung

Personelle Ausstattung

©,.0 N O oW

. Finanzierung
10. Fazit

1. Einleitung

Die Einleitung stellt eine kurze Zusammenfassung des Vor-
habens dar, um auf den Inhalt des nachfolgenden Konzepts
einzustimmen.

- Einfihrende Worte/Problemaufriss, um deutlich zu machen,
zu welcher Schwierigkeit Losungen angeboten werden.

- Was ist der personliche Zugang zum Thema ,,Angebote fur
Menschen mit Behinderung“? Welche Motivation steht da-
hinter?

- Worum geht es grundlegend?

- Welchen Bezug hat das Konzept zum Bundesteilhabege-
setz (BTHG)?

- Was bedeutet Anderer Leistungsanbieter in der Landwirt-
schaft?

2. Der landwirtschaftliche Betrieb

Die Beschreibung des Landwirtschaftsbetriebs dient einer
ersten Orientierung, wer Antragstellerin ist, welche Werte
der Betrieb vertritt und welche Erfahrungenin der Arbeit mit
Menschen mit Behinderung bereits vorliegen. Hier sollen Be-
sonderheiten herausgestellt werden, die fur den Betrieb als
ALA sprechen.

- Steckbrief des Betriebs

- Leitbild des Betrielbs/Welche Werte vertritt der Betrieb?

- Wie ist der Betrieb aufgebaut? Welche GroBe hat er? Wel-
che Betriebsschwerpunkte gibt es? Wie viele Mitarbeiter*in-
nen werden beschdaftigt?

- In welchen Betriebsteilen sollen Menschen mit Behinde-
rung beschdaftigt werden?

- Welche Erfahrungen wurden bereits in der Arbeit mit Men-
schen mit Behinderung gemacht?
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3. Zielgruppe und Aufnahmeeinschrdnkungen

Im Konzeptteil , Zielgruppe“ soll moglichst genau dargestellt
werden, fur welchen Personenkreis das Angebot auf dem
Betrieb erschlossen werden soll. Je konkreter die Vorstel-
lung von zukUnftigen Mitarbeiter*innen vorhanden ist, umso
passgenauer kdnnen entsprechende Angebote beschrieben

werden.

- Welche Menschen und wie viele sollenim Projekt arbeiten?

- Welche Formen von Behinderungen sind fur die Arbeit auf
dem Hof denkbar und welche Hilfebedarfe bringen diese
mit sich?

- Far welche Behinderungsformen sind die Arbeitsablaufe im
Betrieb nicht geeignet?

- Aus welchem Einzugsgebiet kommen die Beschdaftigten?

- Wie kommen die Beschdftigten téglich zu ihrer Arbeitsstéatte?

- Welche Kooperationspartner*innen sind nétig, um das An-
gebot bekannt zu machen? Wie erfahren Menschen mit
Behinderung vom Angebot Anderer Leistungsanbieter auf
dem Landwirtschaftsbetrielb?

4, Zielsetzung

Die Zielsetzung ist die Grundlage der Arbeit am Konzept.
Ziele sollten so prazise wie moglich herausgearbeitet wer-
den, damit alle beteiligten Partner*innen eine gemeinsame
Vorstellung vom Projektziel haben. AuBerdem gewdhrleistet
eine konkrete Zielbeschreibung die Messbarkeit von Erfolgen
und eine strukturierte Vorgehensweise bei der Planung des
Vorhabens.

- In welchem Bezug steht die Zielsetzung zum gesetzlichen
Auftrag?

- Welche Schwerpunkte werden gesetzt?

- Welche Ziele werden mit dem Projekt verfolgt? Was kon-
nen/sollen Menschen mit Behinderung durch die Teilnah-
me am Projekt erreichen?

- Was ist der gesellschaftliche Mehrwert des ALA auf dem
jeweiligen Betrieb?



5. Inhalt, Umfang und Art der Leistung

Ist die Zielsetzung formuliert, folgt die Umsetzungsplanung.
Hier gilt es, die weiteren Schritte inhaltlich so genau wie még-
lich zu planen. Die einzelnen Leistungen werden anschaulich
inihrem gesamten Umfang und ihrer Art beschrieben. Umso
detaillierter geplant wird, desto konkreter kann sich der Leis-
tungstrager Arbeitsschritte, Aufwand und zeitlichen Umfang
vorstellen und nachvollziehen, wie die Umsetzung in der Pra-
xis gestaltet werden soll.

+ Welche Unterstltzungsleistungen werden fir Menschen
mit Behinderung angeboten?

- In welchen Arbeitsbereichen kénnen die Menschen sinn-
bringend eingesetzt werden?

- Werden neue Arbeitsbereiche fur die Arbeit mit Menschen
mit Behinderung geschaffen?

+ Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit mit Menschen mit
Behinderung im Detail?

- Welche arbeitsbegleitenden MaBnahmen zur Erhaltung
und Verbesserung der Leistungsfahigkeit und zur Weiter-
entwicklung der Personlichkeit werden angeboten?

- Wie werden Ubergénge auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
durch geeignete MaBnahmen unterstutzt?

- Welche besonderen Forderangebote werden bereitge-
stellt?

- Wie wird die Erstellung und Fortschreibung individueller For-
derpléne sichergestellt?

+ Wie kénnen TrainingsmaBnahmen, Betriebspraktika und
zeitweise Beschdftigung auf ausgelagerten Arbeitsplétzen
ermoglicht werden?

- Wie erfolgt die Zusammenarbeit mit Angehérigen und ent-
sprechenden Beratungsinstanzen?

6. Struktur des Angebots

Die Beschreibung der Struktur dient als fester Rahmen, der
einen reibungslosen Ablauf ermdglicht. Die Strukturplanung
ist die Grundlage fur die praktische Umsetzung des Anderen
Leistungsanbieters im Betrieb.

- Wie sind die Arbeitsgruppen aufgebaut (GroBe, Teilneh-
mer*innenzahl und Zusammensetzung)?

- Welche Arbeitszeiten sind vorgesehen und kdnnen abge-
deckt werden?

- Wie wird die Betreuung personell und strukturell sicherge-
stellt?

- Wie wird die Tagesstruktur mit Leben gefllt (Aufzeigen der
Arbeitsstruktur und der Struktur der arbeitsbegleitenden
Angebote)?
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7. Rdumlich-sachliche Ausstattung

Das Konzept muss Angaben zur rdumlich-séchlichen Aus-
stattung enthalten. Es soll erkennbar sein, dass im Betrieb
fur die zu erwartenden Beschoftigten die entsprechenden
Raumlichkeiten zur Verfigung stehen. Je nach Zielgruppe
ist Uber das Thema Barrierefreihneit nachzudenken. Die Aus-
gestaltung der Rdume (z.B. Blro-, Arbeits-, Gruppen- und
Funktionsréume) bezieht sich auf die jeweiligen Angebote
des Betriebs. In allen Fallen sind die jeweils gesetzlichen
bauordnungsrechtlichen und arbeitssicherheitstechnischen

Vorgaben einzuhalten.

- Welche Réumlichkeiten sind vorhanden?

- Ist eine Grundausstattung von Sanitdranlagen bzw. Pausen-/
Aufenthaltsréumen fir den Betriebszweig ALA vorhanden?

- Was muss neu gebaut werden?

- Welche Arbeitsgeréte/Arbeitsmaterialien sind vorhanden
bzw. mUssen neu angeschafft werden?

- Wird aufgrund bestimmter Behinderungsformen eine be-
sondere Ausstattung notwendig?

8. Personelle Ausstattung:

Form und Umfang der personellen Ausstattung sind vom
Hilfebedarf der Menschen mit Behinderung abhdngig.
Folgende Tatigkeitsfelder mussen abgedeckt werden:

- Personal fur Beratung, Betreuung, Arbeits- und Berufsférde-
rung, u.U. Pflege und Versorgung

- Personal fur leitende, administrative und organisatorische
Aufgaben (fachliche und betriebliche Leitung)

- Personelle Ressourcen fur kooperative und vernetzende
Tatigkeiten sowie Qualitatssicherung

- Begleitende Dienste (psychologische Dienste, Sozialp&da-
gog*innen, zusatzliche pflegerische und therapeutische
Fachkrafte)

- Bei pflegebedurftigen Mitarbeiter*innen ist auch eine Pfle-
gekraft vorzuhalten

- Welches Personal wird fur welche Tatigkeiten eingesetzt
(Leitung, Betreuung, Verwaltung, Qualitétssicherung, Be-
gleitung von Ubergéngen etc.)

- Wer macht die Arbeitsanleitung (Beschdftigung und Forde-
rung von Menschen mit Behinderung im Arbeitsbereich)?

- Wer
Sozialdienst?

leistet soziale Betreuung/begleitenden Dienst/

- Welche Berufsgruppen werden in welchem Umfang ein-
gesetzt?

- Wie funktioniert die Vertretung im Fall von Urlaub, Krankheit
wA?



9. Finanzierung

Fur bestimmte Tétigkeiten verlangt der KSV Sachs- Die Kostenkalkulation ist Grundlage einer vorausschauenden
en den Einsatz von Fachkraften mit bestimmten Projektplanung (siehe Kapitel 6 Betriebswirtschaftliche Be-
formalen Qualifikationen: = sonderheiten). Eine realistische Auseinandersetzung mit an-

fallenden Kosten und zur Verfugung stehenden Mitteln gibt

Leitung Aufschluss Uber die Machbarkeit des Konzepts.

Optimal ist eine Person mit Fachhochschulab-

schluss im kaufmdannischen oder technischen Be- - Welche Kosten entstehen (strikte Trennung der produk-

reich oder einem gleichwertigen Bildungsstand, tionsbezogenen Kosten und der fachlichen Leistungen be-

ausreichender Berufserfahrung und einer son- achten)?

derpadagogischen Zusatzqualifikation. Andere - Wie wird das Arbeitsentgelt fur Menschen mit Behinderung

Lésungen lassen sich aber ggf. auch im Einzelge- erwirtschaftet?

spréch Uberzeugend dolrstellen. : - Wie setzt sich die Gesamtfinanzierung des Projekts
. zusammen?

Gruppenleitung

Fur jede*n Mitarbeiter*in muss 1/12 einer Fachkraft- 10. Fazit

stelle vorgewiesen werden (entspricht 3,2 h pro Das Fazit bildet den Abschluss des Konzepts und fasst deren

Woche). Die fachliche Qualifikation wird durch wichtigste Erkenntnisse und Ergebnisse kurz zusammen. Es

entsprechende Abschlisse (Sozialpadagogik etc.) kann abschlieBend Fragestellungen aus der Einleitung be-

und einschlégige Berufserfahrung nachgewiesen. antworten und einen Ausblick auf Perspektiven geben, die

Sie kann auch durch eine Weiterbildung zur ge- durch den ALA geboten werden.

priften Fachkraft fur Arbeits- und Berufsférderung
(gFAB)*? erfolgen.
Umsetzungshinweise
Begleitender Dienst
Pro Platz muss 1/120 einer Stelle sichergestellt sein Umfang
und diese muss durch eine*n Sozialpddagog*in/ 7- 14 Seiten
Sozialarbeiter*in oder vergleichbare Qualifikatio-
nen abgedeckt werden. 5 Ziele nach der SMART- Methode formulieren
S = spezifisch = konkrete Zielbeschreibung; ein

Betriebsarzt konkretes Ziel ermoglicht eine passgenaue
Hier muss ein Vertrag mit einem Arzt, der nach Planung

Moglichkeit als Betriebsarzt anerkannt ist, vorge- M — messbar = festgelegte Kriterien, anhand
legt werden. : derer die Erreichung des Ziels Uberpruft

werden kann, hier spielt das Thema

Arbeitsschutzbetreuung i Qualitatssicherung eine groBe Rolle

Die Anforderungen hdngen u.a. von der Zahl der A - attroktiv = poéitive Formulierung von Zielen,
Mitarbeifer*innen ab und sind durch die Vorschrif- mit einem hohen Identifikationswert fur

ten des Arbeitssicherheitsgesetzes und der Berufs- Leser’innen

genossenschaften geregelt. R - realistisch = herausfordernde, aber dennoch e

praxisnahe, betriebstypische, lebensnahe

Bei Uber funf Beschdftigten sind auBerdem eine | Zielbeschreibung
Frauenbeauftragte und eine Mitarbeiter*innen- T - terminijert = zeitliche Festlegung, in welchem
Selbstvertretung zu wéhlen, bei Uber 21 auBerdem Zeitraum soll wass passieren

eine Sicherheitsbeauftragte.

2 Landesdirektion Sachsen: Geprufte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsforde-

rung - Rechtliche Grundlagen.
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Um den Betriebszweig ALA auf einem landwirtschaftlichen Betrieb

anzubieten sind einige wichtige betriebswirtschaftliche Besonderheiten zu

beachten. Es empfiehlt sich hierbei dringend eine betriebswirtschaftliche

und steuerrechtliche Beratung in Anspruch zu nehmen.

Vorab ist es wichtig zu verstehen, dass der ALA entweder
als eigene Kostenstelle in der Bilanz oder als eigenstandi-
ger Betrieb gerechnet werden muss.® Kosten, die in diesem
Bereich entstehen, Einnahmen, die mit den Beschdaftigten
erwirtschaftet werden und deren Lohne mussen nachvoll-
ziehbar und nachweisbar vom restlichen Produktionsbetrieb
getrennt sein.

Grundsatzlich ist zu unterscheiden:

1. Die Verhandlungsbasis mit dem Leistungstréiger ist ein
Tagessatz pro Mitarbeiter*in, den der ALA vom Leistungs-
trager fur den p&dagogischen Aufwand erhdalt. Als Basis
dafur gilt es eine Kostenkalkulation zu erstellen, in der ge-
zielt fur den ALA (nicht fur die Produktion) Personalkosten,
Investitionskosten und Sachkosten auf Mitarbeiter*in pro
Tag umgelegt werden (siehe Tabelle Kostenkalkulation fur
Anderer Leistungsanbieter). Diese mussen fur spdtere Pri-
fungen nachvollziehbar und Uberprifbar sein.

2. Das Arbeitsentgelt muss durch die Produktion erwirtschaf-
tet werden. Es gilt, fur den ALA einen Produktionsbereich
zu finden/aufzubauen, durch dessen Erldse (abzlglich der
Produktionskosten) das Entgelt fur die Menschen mit Be-
hinderung erwirtschaftet werden kann. Dafur muss eine
sogenannte Arbeitsergebnisrechnung vorgelegt werden.

B §12wWvO
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Der ALA bietet den zu betreuenden Menschen gesicher-
te UnterstUtzungsleistungen durch Fachpersonal Er halt
beispielsweise sanitére Anlagen und Aufenthaltsréume vor,
bietet begleitende MaBnahmen zur Férderung der Persén-
lichkeitsentwicklung, unterstiitzt Ubergéinge auf den ersten
Arbeitsmarkt, kiimmert sich um auBerbetriebliche Prakti-
kumsmoglichkeiten und bietet Qualifizierungsangebote in
seinen Arbeitsbereichen!® Dabei entstehen Personalkosten,
fixe Kosten und variable Kosten. Diese sind nachvollziehbar
nachzuweisen, werden mit dem KSV Sachsen verhandelt
und gepruft. Daraus ergibt sich ein Betreuungstagessatz pro
Mitarbeiter*in, der vom Leistungstrager nach einer Leistungs-

vereinbarung Ubernommen wird."

Dieser Betreuungstagessatz pro Person wird fur 250 Tage im

Jahr bezahlt. Indiesen 250 Tagen kdnnen bis zu 60 Fehltage”

enthalten sein, die als Kostentage finanziert werden. Fehlt

ein*e Mitarbeiter*in mehr als 60 Tage (z.B. bei einer psychi-

schen Behinderung) wird nur in auBergewshnlichen Sonder-

fallen die mit dem Leistungstréger abzustimmen sind, der

Tagessatz fur die Krankheitstage bezahlt.

% Merkblatt des KSV Sachsen zu Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben

bei Anderen Leistungsanbietern: Personalausstattung

5§58 Abs.2 Satz 2 SGB IX

16 KSV Sachsen Merkblatt 21 und 2.2
https://www.ksv-sachsen.de/images/dokumente/MmB/
Merkblatt-Abrechnungsverfahren.pdf

7§58 Abs.2 Satz 2 SGB IX


https://www.gesetze-im-internet.de/schwbwv/__12.html
https://www.ksv-sachsen.de/images/dokumente/MmB/Merkblatt-Abrechnungsverfahren.pdf
https://www.ksv-sachsen.de/images/dokumente/MmB/Merkblatt-Abrechnungsverfahren.pdf

Tab. 1: Kostenkalkulation fiir Anderen Leistungsanbieter (Beispiel)

1. Infformationen zum Antragsteller

Vereinbarungszeitraum 01.01.2020 - 3112.2020

Trager (Name des Betriebes)

2. Informationen zum Angebot

Bereich Arbeitsbereich
Belegte Platze bzw. Mitarbeiter*innen (Prognose) 12
(Verfugbare) Tage pro Jahr 250

Vereinbartes Entgelt pro Tag und Mitarbeiter*in
(ergibt sich aus den Kosten/
Verhandlungsgrundlage)

Beispiel fur Stunden pro Arbeitgeber-Brutto
Mitarbeiter*in und Woche (Orientierung TVOD SUE bwz. Recherche
Hepgoneliesien (teils gesetzlich vorgegeben, regional Ublicher Gehdlter nach
teils Verhandlungsgrundlage) Berufsgruppen - Verhandlungsgrundlage)
Leitung 0,30 0,00 €
Gruppenleiter*in/Fachkréfte
(Perfgnalschlussel 112) ' 3.30 000 €
Begleitender Dienst
(Pegrsonctlschlmsel 1:120) 040 000 €
Arbeitsvorbereiter*in 0,50 0,00 €
Unterstltzung/Assistenz/Pflege 0,50 0,00 €
Wirtschaftsdienst 0,80 0,00 €
Weiteres Personal 0,75 0,00 €
Verwaltung 1,00 0,00 €
Summe
Fixe Kosten
Abschreibung Gebdude 0,00 €
Abschreibung Inventar 0,00 €
Instandhaltung/Instandsetzung 0,00 €

Investitionskostenbetrag 7i im Rah
insen im Rahmen

offentlicher Foderungen 000€
Miete/Leasing/Pacht 0,00 €
Summe 0,00 €
Variable Kosten
Brennstoffe 0,00 €
Ubrige Energie 0,00 €
Wasser/Abwasser 0,00 €
Treibstoffe 0,00 €
Allgemeiner Materialaufwand 0,00 €
Fremde Leistungen 0,00 €
Sachaufwand )
Pflegerischer Sachaufwand 0,00 €
Unmittelbare Betreuungskosten 0,00 €
Lehr- und Lernmittel 0,00 €
Sdchlicher Verwaltungsaufwand 0,00 €
Zentrale Leistungen 0,00 €
Steuern Abgaben, Versicherung 0,00 €
Summe 0,00 €
Kosten je Tag und Mitarbeiter*in 0,00 €
Gesamtkosten 0,00 €
dividiert durch Anzahl der Mitarbeiter*innen
und der Arbeitstage 000 €
Kosten je Tag und Mitarbeiter*in 0,00 €




Personalkosten

Im Kapitel 5 Erstellen eines Betriebskonzepts wird das ge-
forderte Fachpersonal® mit den entsprechenden Stellen-
anteilen genauer beschrieben. Fir manche dieser Stellen
ist ein Mindestschlussel gesetzlich vorgeschrieben. Fur die
betriebswirtschaftliche Kalkulation ist es wichtig zu wissen,
dass je nach Qualifikation des Personals der entsprechende
TVG6D Sozial-und Erziehungsdienst (SUE) einer ersten Orientie-
rung dienen kann, ebenso die regional Ublichen Gehdalter in
den entsprechenden Berufsfeldern. Die letztliche Hohe der
Personalkosten und oft auch die Stundenanteile werden mit

dem KSV Sachsen verhandelt.

Aus der Anzahl der Mitarbeiter*innen ergeben sich dann die
Stellenanteile der jeweiligen Posten.

Personalunion

Fur kleinteilige Angebote mit wenigen Mitarbei-
ter*innen ist es moglich, gewisse Stellen in Perso-
nalunion zu besetzten.

Beispiel

Es gibt drei Mitarbeiter*innen im ALA: Eine Person
© im Betrieb deckt bei entsprechender Qualifikation

die Stellen’Leitung, Verwaltung und Fachkraft mit

14 Stunden pro Woche ab und arbeitet ansonsten

inder landwirtschqftlichen Produktion.

8 §§9 und 10 WVO
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Fixe Kosten

Hierzu zéhlen Abschreibungen von Gebduden und Inventar,
die fur den ALA genutzt werden.

Die Abschreibung der Gebdude (einschlieBlich Zubehor) er-
folgt grundsdatzlich linear mit 2,45 % pro Jahr.

Bei Neubauten, die mit offentlichen Mitteln finanziert wur-
den, ist der Zuwendungsbescheid Grundlage fur die Berech-
nung. Die Altbausubstanz bzw. deren Sanierung wird eben-
falls bertcksichtigt.

Abschreibung auf Inventar (inkl. geringwertigen Wirtschafts-

gutern) erfolgt grundsdtzlich linear mit 12,5 % pro Jahr und

muss mit Anlagennachweis bzw. Zuwendungsbescheid

Ubereinstimmen.

- Instandhaltung/Instandsetzung

- Zinsen von Investitionen

- Miete/Leasing/Pacht: Statt der Abschreibung fur Gebdude
kann alternativ auch eine Miete fur die vom ALA genutzten
Aufenthaltsréume nach Quadratmetern und regionalem
Quadratmeter-Mietpreis angesetzt werden.

Méglichkeit der Férderung

Die Sachsische Aufbaubank fordert mit dem Pro-
gramm ,Investition Teilhabe” unter anderem die
Ausstattung von Arbeitspldtzen von ALAs mit bis
zu 3500 € je Arbeitsplatz. Dabei wird eine Eigen-
finanzierung von 20 % bensdtigt. Voraussetzung
fur diesen Antrag ist eine Bedarfsbestatigung vom
KSV Sachsen und vom zusténdigen Sozialamt.
Neubauten werden unter denselben Bedarfsbe-
statigungen ebenfalls geférdert, allerdings ist hier
aucheine Investition des Landkreises nétig.

Das Antragsformular und relevante Informationen
finden Sie auf der Website der Séchsischen Auf- .
baubank. Sie auf der Welbsite der Séchsischen
Aufbaubank®.

SAB: Férderprogramme, Investitionen Teilhabe:
https://www.sab.sachsen.de/férderprogramme/
sie-planen-kommunale-investitionen/investitionen-teilhabe.pdf

vom 23.03.2021.


https://www.sab.sachsen.de/förderprogramme/sie-planen-kommunale-investitionen/investitionen-teilhabe.pdf
https://www.sab.sachsen.de/förderprogramme/sie-planen-kommunale-investitionen/investitionen-teilhabe.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/schwbwv/__9.html

Sachkosten

Bei den Sachkosten ist zu beachten, dass sich diese aus-
schlieBlich auf den ALA-Bereich beziehen. Hier kdnnen keine
Produktionskosten geltend gemacht werden. Gegebenen-

falls kdnnen prozentuale Anteile aus der Bilanz des Gesamt-

betriebes angesetzt werden.

Brennstoffe
Ubrige Energie

Wasser/
Abwasser

Treibstoffe

Allgemeiner
Material-
aufwand

Fremde
Leistungen

Pflegerischer
Sachaufwand

Kosten fur die Wa&rmeversorgung der Einrichtung.

Kosten fur Strom, Gas etc. fur das

Betreiben der Einrichtung.

Kosten des Verbrauchs und Gebuhren flr die
Entwdsserung.

Treibstoffe und Schmiermittel fur die von der Ein-
richtung betriebenen Fahrzeuge (Kfz, Rasenmda-
her, Kleintraktoren, Notstromanlagen und andere
techn. Gerdte), nicht jedoch Reisekosten.
Reinigungs- und Putzmaterial, Waschmittel,
Hausverbrauchsmaterial, Material fur Garten-
pflege, Ublicher Aufwand fur die Hausapotheke,
Beschaffung von Kleinwerkzeugen bis 51 €.
Geringwertige Wirtschaftsguter (GWG), die im
Wert zwischen 51 € und 410 € liegen, sind den
lnventarzugdngen des jeweiligen Jahres zuzu-

ordnen.

Leistungen Dritter im Bereich des Wirtschafts-
dienstes: z.B. Wdasscherei, Reinigung, Gartenpfle-
ge, Schneerdumdienst etc. Die Aufgliederung
der Aufwendungen in anteilige Personal- und
Sachkosten fur fremdvergebene Wdéscherei,
Reinigung, Gartenpflege etc. sollte zur Verhand-
lung vorliegen. In der Regel wird von folgender
Ublicher Aufteilung ausgegangen: Wdascherei
60-70 % Personal und 30-40 % Sachkosten.
Fremdreinigung 80% Personal- und 20 % Sach-
kosten. Die anteiligen Personalkosten werden
dem Wirtschaftsdienst zugeordnet.

Aufwand fur allgemeine Pflege und pflegeer-
leichternde MaBnahmen, nicht jedoch Auf-
wand fur Hilfsmittel im Sinne des § 33 SGB V.
Der notwendige Aufwand fur Pflegehilfsmittel
ist im Zuge der Krankenhilfe nach SGB V

geltend zu machen.
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Aus dem landwirtschaftlichen Betrieb nutzen drei

Mitarbeiter*innen Aufenthaltsréume, Toiletten etc.

Mit dem ALA werden funf Teilnehmer*innen hinzu-

kommen. Fur den ALA kdnnen folglich im laufenden

Betrieb 5/8 der Nebenkosten abgerechnet werden.

Fur eine Schatzung in der Kalkulation vorab kénnen

die bisherigen Nebenkosten pro Person ermittelt

werden und dann entsprechend hochgerechnet

(z.B. mal funf, fur die funf Teilnehmer*innen) ange-

geben werden.

Unmittelbare
Betreuungs-
kosten

Lehr- und
Lernmittel

Sdchlicher
Verwaltungs-
aufwand

Zentrale
Leistungen

Steuern,
Abgaben,
Versicherung

Kosten der Hausapotheke, Kosten der sozialen
Betreuung, z.B. Geburtstage, Veranstaltungen,
Sachaufwand fur begleitende MaBnahmen,
Sachaufwand fur begleitende Angebote fur
besonders Betreuungsbedurftige und dltere
Menschen, Sachkosten fur Sportangebote, wie
z.B. Eintrittsgelder fur Sport und Schwimmhallen,
Sportmaterial von geringem Anschaffungswert

Kosten fur Lehr- u. Lernmittel sowie Ubungsma-
terialien fur die Nutzung durch die Beschaftigten.
Die Finanzierung besonders teurer Lernmittel, Bil-
dungs- und FerienmaBnahmen ist vorab mit den
zustandigen Kostentrégern abzustimmen.

Sachkosten der Verwaltung der Einrichtung,

z.B. Burobedarf, Bankgebuhren (keine Zinsen),
Frachten, Post- u. Fernsprechgebthren, Medien-
gebuhren, Reisekosten der Mitarbeiter*innen,
Werbung, Reprasentation und Géstebewirtung,
Personalbeschaffungskosten, Tagungsgebuhren,
Fachliteratur, Zeitschriften, Zeitungen, Aufwen-
dungen fur den Beschd&ftigtenrat, sonstige Ver-

waltungsaufwendungen.

Leistungen Dritter im Bereich der Verwaltung:
Anteilige Umlage der Zentralverwaltung, Rechts-
und Steuerberatungskosten, Prafungs- und
Testatgebuhren (gemeinsam veranlagen), Buch-
fuhrungskosten und Lohnrechnung durch Dritte.
Rechts-/Steuerberatungskosten. Die verbleiben-
den Kosten werden in Personal- und Sachkosten
aufgeteilt. In der Regel ist von folgender Auftei-
lung auszugehen: 60 bis 70 % Personal- und

30 bis 40 % Sachkosten.

Betriebssteuern (z.B. Grundsteuer, Kfz.-Steuer),
Gebuhren und Abgaben StraBenreinigung, Mull-
abfuhr, Schornsteinfeger*in, Versicherungen, Bei-
trége zur Berufsgenossenschaft fur die beim ALA
Beschdftigten (nicht Betreuungspersonal) und
andere Beitréige, alle notwendigen Versicherun-
gen (z.B. Betriebsrechtsschutz), sonst Richtwert
fur Feuer-Betriebsunterbrechungs-, Kfz.-Steuer
und Versicherung 80 %



Mit den Menschen mit Behinderung, die im ALA arbeiten,
muss ein wirtschaftliches Ergebnis erzielt werden®, aus dem
deren Arbeitsentgelt bezahlt wird. Das bedeutet, dass ein
Produktionszweig aufgebaut werden muss, mit dem die
Teilnehmer*innen ihr Arbeitsentgelt erwirtschaften. Dieser
Produktionszweig erzielt einen Umsatz, von dem die Produk-
tionskosten abgezogen werden und dann mind. 70 % (Rest
fur Rucklagen) des Gewinns an die Menschen mit Behinde-

rung ausgezahlt werden.

Arbeitsférderungsgeld 52,00 €
Grundbetrag (gestaffelt ab 2023) 115,00 €
Steigerungsbetrag zum Beispiel 79,00 €
246,00 €

Beitrag Héhe
Krankenversicherung 5387 €
Pflegeversicherung 750 €
Rentenversicherung 4576 €
Unfallversicherung -€
U2 - Mutterschaftsaufwendung 0,59 €
Insolvenzumlage 015 €
107,87 €

Gesamtkosten pro Beschdtigte™r 353,87 €
abzg. Erstattungen 159,72 €

Zu den Sozialversicherungsbeitrégen sollte man

sich vor dem ersten Beschdftigungsverhdltnis ge-
sondert vom KSV Sachsen beraten lassen, damit
diese nicht zu hoch ausfallen, da in der Regel ein
hoheres Mindesteinkommen angenommen wird, -
als das den Beschdaftigten tatséchlich bezahlte.

Die Sozialversicherungsbeitrdge werden monatlich vom Leis-
tungstrager erstattet. Der Betrieb sollte dafur lediglich eine
Rucklage einplanen, die der Uberbrickung von Auszahlung
und Erstattung dient.

Der Anteil der Unfallversicherung richtet sich je nach Gefah-

renklasse der Tatigkeit und wird vom ALA an die Berufsge-

nossenschaft entrichtet.

20 §221SGBIX, § 12 WVO
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Aus dem fur die ndchsten Jahre festgeschriebenen Grund-
betrag dem individuellen Steigerungsbetrag? und den An-
teilen der gesetzlichen Unfallversicherung ergeben sich die
Lohnkosten flir den Betrieb. Der ALA stellt sicher, dass die
Mitarbeitertinnen wenigstens 35 und hdchstens 40 Stun-
den wéchentlich beschdaftigt werden. Bei Bedarf ist ihnnen
die Moglichkeit zur Teilzeitbeschdftigung einzuréumen. Die
Mindestbeschdaftigungszeit liegt bei 17,5 Stunden in der Wo-

che inklusive Pausen und arbeitsbegleitender MaBnahmen.

Anmerkungen

wird durch KSV erstattet
bezahlt der ALA
bezahlt der ALA

Anteil
2190 % wird durch KSV erstattet
3,05 % wird durch KSV erstattet
18,60 % wird durch KSV erstattet
bezahlt der ALA
0,24 % wird durch KSV erstattet
0,06 % bezahlt der ALA

muss erwirtschaftet werden

1. Umsatzerldse des Arbeitsbereiches

2. Summe der von den Rehabilitationstrégern im
Arbeitsbereich gezahlten Kostensatze

1. Personalaufwand zur Erflillung der fachlichen und
werkstattspezifischen Anforderungen

2. Personalaufwand zur Erfullung der unternehmenstiblichen
wirtschaftlichen Betdtigung

3. Sachkosten zur Erfullung der fachlichen und
werkstattspezifischen Anforderung

4. Sachkosten zur Erfullung der unternehmenstblichen
wirtschaftlichen Betatigung

Summe der Ertrage (Summe [)
minus Summe der notwendigen Kosten (Summe I1)

Arbeitsergebnis (Summe | minus Summe )

mindestens 70 % davon als Gesamtsumme der Arbeitsentgelte

maximal 30 % zur Bildung von Rucklagen fur Ertragsschwankungen
und fur Ersatz- und Moderniesierungsinvestitionen

21 §221SGBIX


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__221.html
https://www.gesetze-im-internet.de/schwbwv/__12.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__221.html

Beschdftigtenrat

Im Rahmen des Mitwirkungsrechtes von Menschen mit Be-
hinderung?® ist ab funf Beschdaftigten ein Beschdaftigtenrat
zu bilden und ab funf Frauen eine Frauenbeauftragte von
den Beschdftigten zu wdhlen. Wer mit mehr als funf Be-
schdaftigten arbeitet, kann die notwendigen Kosten fur die
Unterstltzung und Bildung des Beschdftigtenrates mit einer
Pauschale abgegolten bekommen. In der Pauschale ent-
halten sind alle Personal- und Sachkosten nach Werkstat-
ten-Mitwirkungsverordnung (WMVO) einschlieBlich einer Ver-

trauensperson,

Mittagessen

Der ALA kann ein Mittagessen fur seine Mitarbeiter*innen
anbieten, diese sind aber nicht verpflichtet, das Angebot zu
nutzen. Das Mittagessen ist fur die Leistungsberechtigten Teil
inrer existenzsichernden Leistungen. Das bedeutet, dass die
Kosten fur das Mittagessen direkt mit den Mitarbeiter*innen
abzurechnen sind.

Fahrdienst

Ist der Arbeitsplatz mit den &ffentlichen Verkehrsmitteln
nicht erreichbar, oder kbnnen diese von den Beschdftigten
aufgrund ihrer Behinderung nicht genutzt werden, hat der
ALA fUr sie einen Fahrdienst zu organisieren. Dieser wird mit
dem Leistungstréger direkt und unabhdéngig vom verhandel-

ten Betreuungstagessatz abgerechnet.

3 ha Streuobst und Beerenobst, 1 ha Feldgemduse, 2 Folienzelte,

BetriebsgroBe

Vermarktung Eigener Hofladen
Veranstaltungen
Produktveredlung

Mitarbeiter*innen

Pl
Pléitze im ALA 8 platze

12 Mutterschafe mit Nachzucht

Kochkurse, Krauterwanderungen, Workshops, Lernort Bauernhof fur Schulklassen
Saft und Fruchtaufstriche, Schaffleisch aus Lohnschlachtung (extern)

Betriebsleiterin, 3 Teilzeitarbeitskréfte

Gestartet mit 2 Mitarbeiter*innen

Arbeitsbereiche

Gemusebau, Tierversorgung, Mosterei, Obstverarbeitung, Veranstaltungen

Mosterei und Fruchtaufstriche als eigensténdige ALA-Arbeitsbereiche,

Trennung ALA/Landwirtschaft

Begleitende Angebote
etwa. 3 Stunden/Woche und Mitarbeiter*in

durch die das Arbeitsentgeld erwirtschaftet wird

Lebenspraktisches Training (kochen, einkaufen), Kulturelle Bildung
(wochentlicher Lesezirkel), Gruppenausflige, Sportangebote (Yoga)

Betriebsleiterin Ubernimmt in Personalunion anteilig Leitung und Verwaltung,

Mitarbeiter*innen

Hausmeisterdienst, Reinigungsdienst, Aushilfen,

gFAB lUbernimmt anteilig Fachkraft, Gruppenleitung, Arbeitsvorbereiter*in

Begleitende Dienste, Psychologin nach Bedarf, betriebsdrztliche Versorgung

extern eingekaufte Leistungen

Fachkraft far Arbeitssicherheit

WfFbM, IFD, EUTB, Tréger aus der beruflichen Bildung fur Berufsbildungs-

Regionale Kooperationspartner*innen

bereich Uber persénliches Budget, KSV, weitere Betriebe flr Praktika in

anderen Tatigkeitsfeldern

22 §222SGBIX

2§39 Absatz 3 WMVO
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http://www.gesetze-im-internet.de/wmvo/__39.html

Die Qualitatssicherung beim ALA bezieht sich auf die Qualitat der Leistungen

gegenuber den Beschdftigten. Die Nachweispflicht besteht gegentber dem

Leistungstrager (KSV Sachsen), der fur diesen Fall kein definiertes Qualitéts-

sicherungssystem vorschreibt. Geregelt ist allerdings die Begleitung mit einem fest-

gelegten Personalschlissel von pddagogischen Fachkrdften.

Der Betrieb kann also selbst entscheiden, welche Art der
Qualitétssicherung zu seinem Hof passt. Grundsdtzlich sol-
len padagogische und produktive Grundsdtze transparent
aufgezeigt werden und bilden eine wichtige Basis fur die
betriebliche Weiterentwicklung. Auch bei der Erstellung des
Konzepts und spdter bei der Formulierung der Entwicklungs-
berichte werden alle Qualitdtsmerkmale mit bertcksichtigt
und festgeschrieben. Dabei wird zwischen Strukturqualitat,
Prozessqualitéit und Ergebnisqualitdt unterschieden. Laut
Leistungstréiger missen in diesen Bereichen folgende Krite-
rien berlcksichtigt werden:

Strukturqualitét (Beurteilung der Fachlichkeit, rdumliche

Ausstattung, Arbeitssicherheit)

- Einstellung von entsprechendem Personal, individuelle Hilfe-
bedarfe sind bei der Personalplanung zu berticksichtigen

- Einbeziehung externer notwendiger Fachdienste wie z.B.
Begleitender Dienst, Betriebsarzt, Arbeitsschutzbetreuung

- Vorhalten von Personal fur die Verwaltungs-, Versorgungs-
und Leitungsaufgaben

+ Anpassung der raumlich-sdchlichen Ausstattung an die Be-

durfnisse der Menschen mit Behinderung
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Prozessqualitét (Beurteilung der Arbeitsabldufe innerhalb

der Betreuung und der Produktion)

- fach- und bedarfsgerechte Weiterentwicklung des Kon-
zeptes unter Einbeziehung des Personals und ggf. des Be-
schdaftigtenrates

- Entwicklung, Umsetzung, Uberprifung und Fortschreibung
der individuellen Hilfeplane und der begleitenden Angebote,

- qualifizierte und fachliche Anleitung des Personals

- Fort- und Weiterbildung des Personals und ggf. des
Beschdftigtenrates

- Supervisionen

- Zusammenarbeit mit Diensten und Einrichtungen der
Rehabilitation und beruflichen Integration

- Uberprufen und Einhalten qualitétssichernder MaBnahmen

REHADAT

Eine bundesweite Ubersicht der bisher zuge-
lassenen ALAs bietet das Portal REHADAT mit
seinem Informationsangebot zu Behinderung
und beruflicher Integration. Hier besteht
ebenfalls die Moglichkeit, sich zu informieren,
zu vernetzen und Erfahrungen auszutauschen.



Ergebnisqualitat (Beurteilung der Arbeitsergebnisse)

« Ermittlung des Grades der Zufriedenheit der Menschen
mit Behinderung (z.B. durch Gesprdche, Fragebdgen, Be-
schwerdebriefkasten)

- regelmaBige Uberprufung und Auswertung der erreichten
Ziele laut Hilfeplan unter Einbeziehung der Menschen mit
Behinderung, deren Angehdriger und Betreuer*innen

- Uberprifung der fachlichen Angemessenheit und der Um-
setzung aller durchgefiihrten MaBnahmen (Orientierung
an den Zielvereinbarungen aus dem Hilfeplan: wurden
Ziele erreicht? Warum wurden Ziele nicht erreicht?)

- Uberprufung der Angemessenheit des gezahlten monat-
lichen Entgeltes unter Beachtung gesetzlicher Vorgaben? .

. Auswertung des angestrebten/erfolgten Ubergangs in an-
dere Formen des Arbeitslebens

- BerUcksichtigung des Beschwerdemanagements

Mit diesen Qualitdtsmerkmalen gibt der Leistungstrager
einen Rahmen vor, der durch den Betrieb mit Leben ge-
fullt werden soll. Wahrend der Konzeptentwicklungsphase
ist eine regelmdaBige Rickkopplung mit den Qualitétskrite-
rien hilfreich, um bereits hier Ankerpunkte fur eine qualita-
tiv ernstzunehmende Dienstleistung zu setzen. Wie genau
kénnen diese QualitGtsanspriche in der betrieblichen Pra-
xis umgesetzt werden? Mit einer Checkliste als Instrument
zur SelbstUberprifung kdnnen alle Bereiche auf einen Blick
festgehalten und bei der spdteren Berichterstattung mit-
gedacht werden. Die wichtigsten Eckpunkte zu qualitats-
sichernden MaBnahmen sind in der vorlaufigen Version des
Rahmenvertrages, den der Leistungstrager verdffentlicht,

festgeschrieben. Eine finale Versionist aktuell in Bearbeitung.

24§12 WWO

Tauschen Sie sich aus im Arbeitskreis ALA
VDer Arbeitskreis ALA in Sachsen bietet eine
informelle Austouschplo‘ttform far ALA. Hier
werden Erfahrungen ausgetauscht, Themen
aufgearbeitet, gesetzliche Neuerungen
vorgestellt. Am Arbeitskreis nehmen neben
den zugelassenen ALA auch Werkstattver-
treter*innen und verschiedene Akteur*innen
aus den Bereichen berufliche Bildung,
Inklusion etc. teil.

Kontakt:

Daniel Skupin

Psychosozialer Tr&gerverein Sachsen e. V..
skupin@ptv-sachsen.de


https://www.gesetze-im-internet.de/schwbwv/__12.html
mailto:skupin%40ptv-sachsen.de%20?subject=

Wenn das Konzept des ALAs erstellt ist und die entsprechen-
de Kalkulation vorliegt, wird beides beim Leistungstraiger fur
den Arbeitsbereich, in der Regel dem KSV Sachsen Sach-
sen, eingereicht und von diesem geprft. Eventuell missen
anschlieBend noch Anderungen oder Ergéinzungen in das
Konzept eingebaut werden. Zusdtzlich zum Konzept ist eine
Leistungsbeschreibung (inkl. Kostenkalkulation), welche Be-
zug auf das Konzept nimmt, einzureichen. In dieser sind die
Betriebsdaten, Platzzahl, der Bedarf, Ziel der Teilhabeleistun-
gen, die Zielgruppe und Personalstellen enthalten. Die Leis-
tungsbeschreibung, die Kostenkalkulation und das Konzept
bieten die Grundlage fur die spdtere vertragliche Leistungs-
und Vergutungsvereinbarung mit dem KSV Sachsen.

Im néchsten Schritt wird der Betrieb vom KSV Sachsen ggf.
durch Inaugenscheinnahme der Raumlichkeiten und des
Standortes vor Ort gepruft.

Danach folgt in der Regel eine Verhandlung mit dem KSV
Sachsen Uber die Leistung und Vergutung. Als Grundla-
ge hierfur gilt die eingereichte Kalkulation (s.0.). Der Leis-
tungstréger orientiert sich hierbei an Durchschnitts- und
Vergleichstagessdtzen wie den Kosten regionaler WfbM.
Betriebsspezifische Besonderheiten, flur die gegebenen-
falls hohere Kosten anfallen, wie zum Beispiel hohere Per-
sonalschlissel mussen gut belegt und begrindet werden.
Es empfiehlt sich daher, sehr gut vorbereitet in die Ver-
handlungsgespréche zu gehen. Der KSV Sachsen ver-
handelt, da es sich im Steuergelder handelt, im Sinne der
Wirtschaftlichkeit und hat selbst eine Haushaltsrecht-
fertigungspflicht gegentber den Kommunen.
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Wird man sich Uber den zu vergutenden Tagessatz einig, er-
stellt der Kostentrager eine Leistungs- und Vergltungsverein-
barung als Vertrag. Die gesetzliche Grundlage daflr richtet
sich fur ALA und WfbM nach den Landesrahmenvertréigen,
die aktuell noch Uberarbeitet werden. Die Leistungsverein-
barung gilt fur den verhandelten Zeitraum (ein bis mehrere
Jahre), danach kann neu verhandelt werden. Das macht
auch fur den ALA Sinn, um evtl. Lohnsteigerungen, steigende
Betriebskosten oder Teilnehmerzahl neu zu berucksichtigen.
Die Vereinbarungen kénnen aber von beiden Seiten gekin-
digt werden, wenn besondere Anldsse vorliegen.

Nach Abschluss der geschlossenen Vereinbarungen und
deren beidseitiger Unterzeichnung kann der ALA seinen Be-
trieb aufnehmen. Eine Anerkennung wie bei WfbM mit Erlass
eines Anerkennungsbescheides durch die Bundesagentur
fr Arbeit erfolgt nicht bzw. ist nicht erforderlich .

Einreichen von Konzept, Kalkulation und
Leistungsbeschreibung

\ %

Prifung durch KSV

%

Rickmeldung von KSV und Prifung der
geplanten Raumlichkeiten

\ %

Verhandlung mit dem KSV

v

Abschluss und
Leistungsvereinbarung



Bedarfsnachweis — Wer sind die ersten Mitarbeiter*innen

Bei der Einreichung von Konzept und Kalkulation sollten
auch schon kinftige Beschdftige benannt werden. Das
setzt der KSV Sachsen als Bedarfsnachweis voraus. Dies
impliziert auch, wie wichtig es ist, schon beim Schreiben
des Konzepts zu bedenken, welche Menschen mit Behin-
derung aus der Region denn tatsdchlich auf dem Hof im
Arbeitsbereich ALA arbeiten méchten. Dazu sollten regio-
nale Kontakte zu sozialen Tragern, der besonderen Wohn-
(alt: Wohnstdatten)

und Initiativen oder Vereinen geknlpft werden und eine

form ,gemeinschaftliches Wohnen*

gute Offentlichkeitsarbeit organisiert werden, damit die
kinftigen Mitarbeiter®innen von dem Angebot erfahren
(siehe Kapitel 4.3 Kooperationsmoglichkeiten).

Wurden alle Konzeptbestandteile gut
durchdacht und auf Machbarkeit gepruft?

Wurden Kooperationsmoglichkeiten
gut ausgelotet und erste Ideen der
Zusammenarbeit entwickelt?

Woher kommen die zukinftigen
Beschdaftigten?

Wurde die Kalkulation entsprechend
erarbeitet und auf Wirtschaftlichkeit gepruft?

Wurden die Fordermoglichkeiten Uber die SAB
gepruft (bauliche MaBnahmen und Arbeits-
platzausstattung)?

Wurde ein Steuerblro mit Kenntnis zur

Arbeitsergebnisrechnung hinzugezogen?

Liegen Werkstattvertrage fur arbeitnehmer*-
innenrdhnliches Rechtsverhdltnis vor?

Wurde die Berufsgenossenschaft und bei
Bedarf das Gesundheits- sowie das Bauamt
in Kenntnis gesetzt (z.B. Nutzung von Mietob-
jekten, Anzeige Nutzungsénderung, Brand-

schutzkonzept)?

Wurden alle Stellenschlissel bedacht
(Verwaltung, gFAB, Soz.pad., Betriebsarzt)

Wie wird die Offentlichkeitsarbeit umgesetzt ?

Wie ist die Betriebshaftpflicht und arbeits-
medizinische Versorgung sichergestellt?
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Um zu verstehen, wie der Andere Leistungsanbieter im
Arbeitsbereich in Sachsen innerhalb der Organisationen der
Sozialen Arbeit einzuordnen ist, sind Kenntnisse lber den
Aufbau, die Struktur und die Aufgabenverteilung der einzel-
nen Akteur*innen notwendig. Das folgende Organigramm
stellt eine Art Landkarte dar, die Kooperationen und deren
Bedeutung néher beleuchtet. Hier wird vereinfacht darge-
stellt, wie eine Einflussnahme bis hin zur politischen Ebene
moglich ist bzw. welche Gremien rund um den anderen Leis-
tungsanbieter eine wichtige Rolle spielen.



Abb. 4: Organisationsstruktur des ALA in Sachsen (Arbeitsbereich)
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Weiterfilhrende Erklarungen befinden sich auf den nachfolgenden Seiten.
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Der Arbeitskreis anderer Leistungsanbieter ist ein verbands-
unabhdngiges Gremium und besteht aus Vertreter*innen
von WfbM und Betrieben die ALA sind bzw. werden wollen,
sowie weiteren an der Thematik interessierten Akteur*innen.
Er stellt vorerst nur einen thematischen Zusammenschluss
und noch kein gefestigtes Gremium dar, welches sich mit der
ALA-Umsetzung in Sachsen beschdftigt.

Die/der Behindertenbeauftragte*r fur Sachsen hat einen Be-
ratungsauftrag gegenuber dem Kabinett, den Ministerien
und der Staatskanzlei. Sie/er ist berechtigt, auf eigene Initia-
tive Anregungen, die von einzelnen Personen oder Verbdn-
den an ihn herangetragen werden, an die Staatsregierung

als Ganzes weiter zu reichen.

Der Fachbereich 3 des Kommunalen Sozialverbandes Sach-
sen (KSV Sachsen) befasst sich allgemein mit der Teilhabe
am Arbeitsleben. Er ist unterteilt in verschiedene Fachdienste,
die sich mit einzelnen Themenbereichen befassen. Fur den
ALA sind die Fachdienste Grundsatz (310, zu grundsdtzlichen
Fragestellungen) und WfbM Leistungen (360, u.a. Begleitung
und Abrechnung von ALA-Leistungserbringern) zustandig.

Das Integrationsamt ist zusténdig fur die Teilhabe am und die
Eingliederung ins Arbeitsleben von Menschen mit Behinde-
rung nach dem 3. Teil des SGB IX.

Es bietet finanzielle Unterstltzung bei der Neuschaffung und
Aufrechterhaltung von Arbeitsplatzen, leistet dabei aber
nachrangig nach den Rehabilitationstragern (z.B. Agentur
fur Arbeit, Rentenversicherungstrager).

Es hat einen Auftrag zur Schulungs- und Offentlichkeitsarbeit
und koordiniert die Integrationsfachdienste (IFD), die wiede-
rum Menschen mit Behinderung und deren Arbeitgeber*in-

nen zum Thema Teilhabe an Arbeit beraten.

Organisationen, die die Interessen von Menschen mit Be-
hinderung vertreten gibt es in Sachsen zahlreich. Auf Lan-
desebene sind das z.B. die Werkstattréte (sachsenweit
organisiert bei der LAG WfbM), der allgemeine Behinderten-
verband AbiD eV, Sektion Sachsen oder auch das Selbsthil-
fenetzwerk. Der S@chsische Landesbeirat fur Menschen mit
Behinderungen ist die maBgebliche Instanz, was die Erarbei-

tung des Landesrahmenvertrages angeht.
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Die Kommission zur Erarbeitung des Landesrahmenvertrages
ist ein tempordres und nicht &ffentlich arbeitendes Gremium.
Sie setzt sich aus Trégern der Eingliederungshilfe und Ver-
einigungen der Leistungserbringer sowie den maBgeblichen
Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen

zusammen.

Der KSV Sachsenist Uberortlicher Tr&ger der Eingliederungs-
hilfe in Sachsen und damit Leistungstréiger fur den ALA im
Arbeitsbereich. Im Bildungsbereich ist die Arbeitsagentur
Leistungstrager. Der KSV Sachsen verhandelt mit dem Leis-
tungserbringer die Leistungs- und Vergltungsvereinbarung.
Fur den ALA relevante Organe des KSV Sachsen sind die Ver-
bandsversammlung, das Integrationsamt und der Fachbe-
reich 3.

Sie sind die ortlichen Tré&ger der Sozial- und Eingliederungs-
hilfe und tragen finanziell zu groBen Teilen die Arbeit des KSV
Sachsen. Daher ist der KSV Sachsen ihnen gegenuber in der
Verbandsversammlung rechenschaftsschuldig.

In den LAG organisieren sich themenspezifisch auf Landes-
ebene verschiedene Leistungserbringer. Den ALA betref-
fende Themen greifen dabei insbesondere die LAG WfbM
und die LAG Sozialplanung auf. Aufgaben der LAG sind Ver-
netzungsarbeit und die Weiterentwicklung inrer jeweiligen
Themen auf politischer und gesellschaftlicher Ebene.

Nach § 131 SGB IX schlieBen die Trager der Eingliederungs-
hilfe auf Landesebene und die Vereinigungen der Leis-
tungserbringer gemeinsam mit den Behindertenverbd&nden
einheitlich Rahmenvertrége zu den schriftlichen Vereinba-
rungen nach § 125 SGB IX ab. Diese regeln die Leistungs- und
Strukturmerkmale flr Leistungen der Teilhabe und Rehabili-
tation in Sachsen. Im Einzelnen sind das v. a. Leistungs- und
Vergltungspauschalen, Kostenarten und -bestandteile, Per-
sonalrichtwerte, Wirtschaftlichkeits- und QualitéitsmaBstébe
und Verfahren zu deren Uberprifung.

Zu den Leistungsberechtigten zdhlen Personen, die auf
Grund der Art oder Schwere einer Behinderung nicht, noch
nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeits-
markt beschdaftigt werden kénnen.


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__131.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__125.html

Bedingungen fur die Beschdftigung in einem ALA sind ne-
ben einer vollen Erwerbsminderung ein MindestmaB an
wirtschaftlich verwertbarer Arbeit und der Ausschluss einer
Selbst- oder Fremdgeféhrdung. Die Arbeitszeit betragt mind.
35 und maximal 40 Stunden pro Woche. Da nicht alle ALA
Uber einen eigenen Berufsbildungsbereich (BBB) verfugen,
kann der Besuch eines BBB in einer anderen Einrichtung eine
weitere Bedingung darstellen.

Die Leistungserbringer der Eingliederungshilfe waren bisher
meist Werkstdatten fur Menschen mit Behinderung. Durch das
neue Bundesteilhabegesetz (BTHG) kann im Prinzip jeder
Wirtschaftsbetrieb Leistungserbringer werden und nach der
Zulassung als ALA durch den KSV Sachsen Arbeit und/oder
Ausbildung fur Menschen mit Behinderung anbieten.

Der Leistungstréger (auch Kostentréger) ist fur den ALA im
Arbeitsbereich der KSV Sachsen, im Bildungsbereich ware
es die Agentur flr Arbeit. Flr eine vollstéindige Listung
der Trager der Leistungen zur Teilhabe siehe Paragraph
6 SGB IX.

Die Liga ist der Zusammenschluss der Spitzenverbdnde der
Freien Wohlfahrtspflege im Freistaat Sachsen. Das sind gro-
Be Trager bzw. Leistungserbringer wie Diakonie oder Paritét,
die durch unterschiedliche weltanschauliche und religitse
Motive und Zielvorstellungen gepragt sind.

Das Sozialministerium (SMS) ist Teil der S&chsischen Landes-
regierung. Im SMS ist in Abteilung 4 das Referat 43 mit der
Teilhabe behinderter Menschen und der Sozialhilfe befasst.
Das SMS kontrolliert u.a. die Ausarbeitung des Landes-
rahmenvertrags.

Hier angesiedelt ist auch die AG BTHG, die sich als Fachstelle
fur die Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe einsetzt,
das Ministerium und die Tréger der Eingliederungshilfe berat
und Themenvorschlége entgegen nimmt.

Des Weiteren ist das SMS gegentiber dem KSV Sachsen wei-
sungsberechtigtund Ubertragtihm Aufgabennach § 3 Absatz
1Nummer 11 bis 18 S&ichskomSozVG (Séichsisches Gesetzt Uber
denKommunalenSozialverband).DemSMSobliegtdieRechts-
aufsicht fur die Gbertragenen Aufgaben. In diesem Rahmen
legtderKSVSachsengegentberdemSMSBerichtabundsstellt

Sozialdaten zur Verfugung
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Der KSV Sachsen legt gegentber den Kommunen und kreis-
freien Stadten in der Verbandsversammlung Rechenschaft
ab.

Sie setzen sich fur die Interessen der Leistungserbringer ein
und verhandeln in der Kommission nach § 131 SGB IX u.a. mit
dem Leistungstréiger den Landesrahmenvertrag. Zu den Ver-
einigungen zdhlen Zusammenschlisse wie die Liga der Spit-
zenverbdnde der freien Wohlfahrtspflege oder auch einzel-
ne Trager wie die Lebenshilfe oder private Anbieter.


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__6.html
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/1842-SaechsKomSozVG
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/1842-SaechsKomSozVG
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__131.html




Um Beschdaftigungsmaglichkeiten fir Menschen mit Behinderungen in Landwirtschafts-

betrieben zu schaffen, gibt es neben dem ALA noch weitere Alternativen. Es ist wichtig,

sich einen Uberblick zu verschaffen, um eine individuelle Lésung zu finden.

Hier werden die gelaufigsten Modelle zu Teilhabemoglich-
keiten im Arbeitsleben vorgestellt. Sie erheben keinen An-
spruch auf Vollstéindigkeit, sondern sollen als Anregung die-
nen, die Vielfalt inklusiver Beschdaftigungsmoglichkeiten zu

erkennen und ein geeignetes Modell fur sich herauszufinden.
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Das hier nicht gelistete Persénliche Budget verschafft Men-
schen mit Behinderung die Moglichkeit, verschiedene Leis-
tungen zur Teilhabe bei frei wdhlbaren Anbieterfinnen in
Anspruch zu nehmen. Es l&sst sich variabel auf verschie-
dene Teilhabeleistungen und damit auch Beschdftigungs-
leistungen anwenden. Bezahlt werden alle Leistungen der
Forderung, Betreuung, Beteiligung, Assistenz und Pflege,
die Menschen mit Behinderungen brauchen. Dazu geho-
ren: Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (z. B. Hil-
fe bei der Pflege), Leistungen zur Teilhabe im Arbeitsleben
(z. B. Arbeitsassistenz oder technische Arbeitshilfen), Leis-
tungen zur Sozialen Teilhabe (z. B. Mobilitétshilfen oder Hilfen
zur Verstandigung mit der Umwelt). Das Personliche Budget
wird vom Menschen mit Behinderung sellbst beantragt.



Beschdaftigungs- und
Teilhabeangebote

Kurz &

knapp

Zi

el

Beschdftigungsverhdaltnis

Gesetzliche Grundlage

Zielgruppe mit

Anspruchs

grundlage

[

Ansprechpartner*innen

Leistungstrdg

erin Sachsen

AuBenarbeitsplatz

In Zusammenarbeit mit einer WfbM
kann ein Betrieb einen ausgelagerten
bzw. einen betriebsintegrierten Arbeits-
platz in Form eines AuBenarbeitsplatzes
anbieten. Die Beschdftigten arbeiten
im Landwirtschaftsbetrieb, sind jedoch
weiterhin bei der WfbM angestellt.

Die Rahmenbedingungen kdnnen von
Werkstatt zu Werkstatt abweichen.
Meist zahlt der Betrieb ein Entgelt fur
die Arbeitsleistung an die WfbM. Die
Hohe gibt die WfbM vor. AuBenarbeits-
platze kdnnen dauerhaft aber auch be-
fristet angelegt sein. Sie konnen in Form
von Einzelabeitsplétzen oder Gruppen-
arbeitsplatzen organisiert sein.

Angebot einer angemessenen
beruflichen Bildung;

Erhalt, Entwicklung, Erhéhung oder
Wiedergewinnung der Leistungs- oder
Erwerbsfahigkeit;

Weiterentwicklung der Personlichkeit;
Schaffen von Ubergéngen auf den
ersten Arbeitsmarkt

Nicht sozialversicherungspflichtig,
arbeitnehmer*innendhnliches
Beschdaftigungsverhdltnis

§§ 56ff SGB IX und §8 219ff SBG IX

Menschen mit Anspruch auf
Leistungen nach § 58 SGB IX

WfbM in der ndheren Umgebung
des Betriebes

Beim AuBenarbeitsplatz erhdalt der
Betrieb eine Arbeitsleistung, die durch
ein Entgelt entlohnt wird.
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Anderer Leistungsanbieter

Der Betrieb stellt Arbeitsgelegenheiten
zur Verfugung. Die Beschdftigungen
kénnen innerhalb der Ablaufe des
Landwirtschaftsbetriebes liegen, es
konnen jedoch auch extra fur den ALA
konzipierte neue Geschdftsfelder ent-
stehen. Mit diesem Betriebszweig muss
ein Einkommen erwirtschaftet werden.
Der ALA kann neben der Teilhabe am
Arbeitsleben auch Berufsbildung anbie-
ten. Die Rahmenbedingungen sind an
die gesetzlichen Vorschriften fir WfboM
angelehnt. Der ALA erhdlt fur seine Auf-
wendungen, u.a. Betreuungsleistungen
in Form von Tagessdtzen.

Angebot einer angemessenen
beruflichen Bildung;

Erhalt, Entwicklung, Erhéhung oder
Wiedergewinnung der Leistungs- oder
Erwerbsfahigkeit;

Weiterentwicklung der Persénlichkeit;
Schaffen von Ubergéngen auf den
ersten Arbeitsmarkt

Nicht sozialversicherungspflichtig,
arbeitnehmer*innendhnliches
Beschdaftigungsverhdaltnis

§ 60 SGB IX

Menschen mit Anspruch auf
Leistungen nach § 58 SGB IX

KSV, Teilhabe Landwirtschaft,
EUTB, Soziales Forderwerk eV.

In der Regel der KSV Sachsen
(Arbeitsbereich) oder die Agentur
fur Arbeit (Berufsbildungsbereich)


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__56.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__219.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__58.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__60.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__58.html

Budget fiir Arbeit

Hier wird ein Arbeitsplatz innerhalb
eines Unternehmens zur Verflgung
gestellt. Das bedeutet, der Betrieb

stellt einen Menschen mit Behinderung
mittels Arbeitsvertrag auf dem ersten
Arbeitsmarkt ein. Dieser Arbeitsplatz
wird mit einem Lohnkostenzuschuss bis
zu 75 % gefordert. Der/die Beschaftigte
erhdlt eine Anleitung und Begleitung
am Arbeitsplatz, z.B. durch eine person-
liche Assistenz. Wie lange das Budget
fur Arbeit gewdhrt wird, ist vertraglich
geregelt. Fur den Berufsbildungsbereich
steht zusdatzlich das Budget fur Aus-
bildung zur Verfagung.

Ubergang auf den ersten Arbeitsmarkt;
der Mensch mit Behinderung kann
seinen Lebensunterhalt durch sein Ein-
kommen selbst finanzieren

Sozialversicherungspflichtig,
Arbeitgebervertrag und
Arbeitnehmer*innenverhdltnis

§ 61SGB IX

Menschen mit Anspruch auf
Leistungen nach § 58 SGB IX

KSV, Integrationsamt

In der Regel der KSV Sachsen
(Budget fur Arbeit) oder die Agentur
fur Arbeit (Budget fur Ausbildung)

Unterstiitzte Beschdéftigung

Der Betrieb stellt einen Arbeitsplatz

zur Verfugung. Die Qualifizierung und
Ausbildung beginnt direkt im Betrieb
und wird durch einen persénlichen
Jobcoach bis zu drei Jahre begleitet.
Das Angebot richtet sich vor allem an
Schulabgdénger*innen oder an Erwach-
sene, die ihre Behinderung im Laufe des
Lebens erworben haben. AnschlieBend
wird ein reguldres Beschdftigungsver-
haltnis angestrebt. In dieser Phase soll
der Arbeitsplatz gesichert werden. Die
Forderung Unterstltzter Beschéftigung
wird von den Menschen mit Behinde-
rung selbst beantragt. Die Agentur fur
Arbeit pruft, wer fur Unterstltzte Be-
schdftigung in Frage kommt.

Qualifizierung und Weiterbildung;
Einarbeitung und Begleitung behin-
derter Menschen mit besonderem
Unterstltzungsbedarf in Betrieben
des allgemeinen Arbeitsmarktes;
dauerhafte Beschdaftigung auf dem
ersten Arbeitsmarkt

I
Wdhrend der Qualifizierung: Leistungen
fur die individuelle betriebliche Quali-
fizierung vom zusténdigen Rehabilita-
tionstrager (in der Regel Bundesagentur
fur Arbeit)
Nach der Qualifizierung: sozialversiche-
rungspflichtig, Arbeitgeber*innenver-
trag und Arbeitnehmer*innenverhaltnis

Nach Qualifizierung: anerkannte
Schwerbehinderung oder Gleichstel-
lung nach § 2 SGB IX

Agenturen flur Arbeit und Integrations-
amter

Qualifizierung: Agentur fur Arbeit, bei
dlteren Menschen der Rentenversiche-
rungstréiger. Die Lohnkostenzuschisse
innerhalb des sozialversicherungs-
pflichtigen Beschdaftigungsverhdaltnisses
Ubernehmen die Integrationséimter.

§ 55 SGB IX
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Inklusionsbetrieb

Der Betrieb setzt neben seiner wirt-
schaftlichen Tatigkeit einen sozialen
Bereich, die Qualifizierung, Vermittlung
und Beschdaftigung von schwerbehin-
derten Menschen. Der Inklusionsbetrieb
ist rechtlich und wirtschaftlich selb-
sténdig. Er stellt neu geschaffene Be-
schaftigungsverhdltnisse zur Verfigung,
die mindestens 30 % der Belegschaft
ausmachen mussen. Ihr Anteil an allen
beschdaftigten Mitarbeitern soll aber 50
Prozent nicht Ubersteigen. Inklusionsbe-
triebe kdnnen finanzielle Leistungen fur
Aufbau, Erweiterung, Modernisierung
und Ausstattung erhalten.

Unterstltzung der schwerbehinderten
Mitarbeiter bei der Vermittlung in eine
sonstige Beschaftigung auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt; Weiterbildung
und Qualifizierung zur Vorbereitung auf
die Arbeit in der Inklusionsfirma und
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt;
Schaffung von Arbeitspldtzen und eine
dauerhafte Inklusion der Beschdftigten
ins Berufsleben

Sozialversicherungspflichtig,
Arbeitgebervertrag und
Arbeitnehmer*innenverhdltnis

§§ 215ff SGB IX

Schwerbehinderte Menschen nach
§ 215 Absatz 2 SGB IX

Integrationsamt, Bundesarbeitsge-
meinschaft der Inklusionsfirmen e.V.

Kann trageribergreifend oder von
einzelnen Tragern erbracht werden,
meist involviert: Rehabilitationstréger,
Pflegekassen, Integrationsémter


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__61.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__58.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__55.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__215.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__215.html




Wir wenden uns mit diesem Handbuch an Sie, weil wir da-
von Uberzeugt sind, dass die Teilhalbe am Arbeitsleben flr
Menschen mit Behinderung in der Landwirtschaft fur alle
Beteiligten eine gewinnbringende Entwicklungsmoglichkeit
bietet.

Nun ist es an Ihnen: Ziehen Sie lhr eigenes Fazit! Sie wissen
jetzt, was ein Anderer Leistungsanbieter ist. Sie haben die
wichtigsten Informationen rund um die Erstellung eines Kon-
zepts, betriebswirtschaftlicher Besonderheiten, Umsetzungs-
bedingungen vor Ort und Ruckschlisse zu den Erfahrungen
anderer Landwirtschaftsbetriebe erhalten.

Passt der Andere Leistungsanbieter zu Ihrem Unter-
nehmen? Haben Sie die richtigen Partner*innen vor Ort?
Oder ist eine Kooperation fur Sie die bessere Alternative? In
Sachsen gibt es Trager, wie z.B. der Verein Soziales Forder-
werk, die durch die Zusammenarbeit mit Praxispartner*innen
selbstbestimmte Bildung und Arbeit fir Menschen mit Be-
hinderung umsetzen mochten. Auch das Budget fur Arbeit,
die Zusammenarbeit mit einer WfbM in Form eines AuBen-
arbeitsplatzes oder Praktika kénnen niedrigschwellige erste
Moglichkeiten sein, Teilhabemoglichkeiten fur Menschen mit

Behinderung zu schaffen.
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Sie wissen und entscheiden, welche Moglichkeit sich
am besten fur lhr Unternehmen eignet! In jedem Fall
sind die Vernetzung mit den Akteur*innen vor Ort und
eine gute Offentlichkeitsarbeit das A und O fir lhre
Zukunftsplane. Wo Wissen geteilt und freigesetzt wird,
entsteht ein vertrauensvolles und wohlwollendes Klima.

Dieses Handbuch gibt Impulse, spiegelt erste Erfahrun-
gen sowie Wissen wieder und zeigt mogliche Schritte
auf. Keineswegs setzt es einen Schlusspunkt, sondern
soll ein Baustein bei der zuklnftigen Entwicklung von
Unternehmen und Gesellschaft unter dem Gesichts-

punkt der Inklusion sein.

In diesem Sinne, denken Sie sich ein, suchen Sie nach
neuen Formen des Miteinanders, setzen Sie neue
Akzente und Schwerpunkte in lhrem Unternehmen.






Deutsche Arbeitsgemeinschaft
Soziale Landwirtschaft

Netzwerk alma

Soziale Landwirtschaft in Thuringen
Soziale Landwirtschaft in Bayern

Soziale Landwirtschaft in Osterreich

KSV Merkblatt

Bundesagentur fur Arbeit: Berufsbildungsbereich

BTHG Umsetzungsbegleitung

KSV: Teilhabe am Arbeitsleben
REHADAT: Portal zur beruflichen Teilhabe
REHADAT: bundesweite Liste

Anderer Leistungsanbieter

Portal zu Arbeitsleben und Behinderung

Arbeitskreis ALA in Sachsen

Hochschule Mittweida: Teilhabe Landwirtschaft

Steuerburo Avatis mit ALA Expertise

Uberregional: Netzwerk alma

Der Paritatische Wohlfahrtsverband Sachsen
Werkstatten in Sachsen

Forderschulen in Sachsen

Ergénzende unabhdngige Teilhabeberatung
Integrationsfachdienste Sachsen

Inkusionsnetzwerk Sachsen

Alsterdialog Hamburg

Diakonie Moritzburg

Thiringer Okoherz Férderlotse

Entscheidungsbaum

Erklarfilm ALA fir Menschen mit Behinderung
in leichter Sprache

Erklarfilm ALA fur Landwirt*innen

Flyer ALA fur Menschen mit Behinderung

in leichter Sprache

www.soziale-landwirtschaft.de/startseite

www.netzwerk-alma.de
www.bio-thueringen.de/oekoherz/soziale-landwirtschaft
www.stmelf.bayern.de/landwirtschaft/erwerbskombination/106259/index.php

www.greencare-oe.at/

www.ksv-sachsen.de/images/dokumente/Merkblatt-Andere-Leistungsanbieter.pdf
www.arbeitsagentur.de/datei/FK-Eingang-Berufsbildung_ba015973.pdf

www.umsetzungsbegleitung-bthg.de

www.ksv-sachsen.de/menschen-mit-behinderung/eingliederungshilfe/teilhabe-arbeit

www.rehadat.de

www.rehadat-adressen.de/adressen/arbeit-beschaeftigung
andere-leistungsanbieter-nach-bthg/index.html

www.talentplus.de

skupin@ptv-sachsen.de
www.sw.hs-mittweida.de/webs/teilhabe-landwirtschaft
www.avatis.de

www.netzwerk-alma.de

www.parisax.de

wwwwfbm-sachsen.de/index.php/werkstaetten
wwwwww.schulliste.eu/type/forderschulen/?bundesland=sachsen
www.teilhabeberatung.de/
www.integrationsaemter.de/ifd/88k232i51/index.html

www.inklusionsnetzwerk-sachsen.de/

www.alsterdialog.de/unsere-seminare/qualifizierung/

sonderpaedagogische-zusatzqualifizierung-2021-2022

www.diakademie.de/kursdetails/gepruefte-fachkraft-zur-arbeits-und-
berufsfoerderung-in-wfbm-aufbaumodul-auf-spz-gfab-14-646-2021-13701.ntml

www.bio-thueringen.de/sozlaw/foerderlotse-soziale-landwirtschaft

www.bio-thueringen.de/sozlaw/entscheidungsbaum

www.sw.hs-mittweida.de/webs/teilhabe-landwirtschaft

www.sw.hs-mittweida.de/webs/teilhabe-landwirtschaft

www.sw.hs-mittweida.de/webs/teilhabe-landwirtschaft

43


http://www.soziale-landwirtschaft.de/startseite/
https://www.netzwerk-alma.de
https://bio-thueringen.de/oekoherz/soziale-landwirtschaft/
https://www.stmelf.bayern.de/landwirtschaft/erwerbskombination/106259/index.php
https://www.greencare-oe.at/
https://www.ksv-sachsen.de/images/dokumente/Merkblatt-Andere-Leistungsanbieter.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/FK-Eingang-Berufsbildung_ba015973.pdf
https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/
https://www.ksv-sachsen.de/menschen-mit-behinderung/eingliederungshilfe/teilhabe-arbeit
https://www.rehadat.de/
https://www.rehadat-adressen.de/adressen/arbeit-beschaeftigung/andere-leistungsanbieter-nach-bthg/index.html
https://www.rehadat-adressen.de/adressen/arbeit-beschaeftigung/andere-leistungsanbieter-nach-bthg/index.html
https://www.talentplus.de/
https://www.sw.hs-mittweida.de/webs/teilhabe-landwirtschaft/
https://www.avatis.de/
https://www.netzwerk-alma.de
https://parisax.de/
https://wfbm-sachsen.de/index.php/werkstaetten
http://www.schulliste.eu/type/forderschulen/?bundesland=sachsen
https://www.teilhabeberatung.de/
https://www.integrationsaemter.de/ifd/88k232i51/index.html
https://www.inklusionsnetzwerk-sachsen.de/
https://www.alsterdialog.de/unsere-seminare/qualifizierung/sonderpaedagogische-zusatzqualifizierung-2021-2022
https://www.alsterdialog.de/unsere-seminare/qualifizierung/sonderpaedagogische-zusatzqualifizierung-2021-2022
https://www.diakademie.de/kursdetails/gepruefte-fachkraft-zur-arbeits-und-berufsfoerderung-in-wfbm-aufbaumodul-auf-spz-gfab-14-646-2021-13701.html
https://www.diakademie.de/kursdetails/gepruefte-fachkraft-zur-arbeits-und-berufsfoerderung-in-wfbm-aufbaumodul-auf-spz-gfab-14-646-2021-13701.html
https://bio-thueringen.de/sozlaw/foerderlotse-soziale-landwirtschaft/
https://bio-thueringen.de/sozlaw/entscheidungsbaum/
https://www.sw.hs-mittweida.de/webs/teilhabe-landwirtschaft/
https://www.sw.hs-mittweida.de/webs/teilhabe-landwirtschaft/
https://www.sw.hs-mittweida.de/webs/teilhabe-landwirtschaft/




§1

§2
§4
§8

§19
§20
§29
§32
§37
§ 49
§55
§56

§57

§ 58
§59
§60
§ 61
§ 61a
§62
§192

§193
§215
§ 216
§ 219

Stand: 1. Dezember 2020

Selbstbestimmung und Teilhabe am
Lebenin der Gesellschaft
Begriffsbestimmungen

Leistungen zur Teilhabe

Wunsch- und Wahlrecht der
Leistungsberechtigten

Teilhabeplan

Teilhabeplankonferenz

Persodnliches Budget

Ergénzende unabhdngige Teilhabeberatung
Qualitatssicherung, Zertifizierung

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
Unterstltzte Beschdéftigung

Leistungen in Werkstatten far

behinderte Menschen

Leistungen im Eingangsverfahren und

im Berufsbildungsbereich

Leistungen im Arbeitsbereich
Arbeitsférderungsgeld

Andere Leistungsanbieter

Budget fur Arbeit

Budget fur Ausbildung

Wahlrecht des Menschen mit Behinderungen
(Integrationsfachdienste)

Begriff und Personenkreis

Aufgaben (des Integrationsfachdienstes)
Begriff und Personenkreis (Inklusionsbetriebe)
Aufgaben (der Inklusionsbetriebe)

Begriff und Aufgaben der Werkstatt

fur behinderte Menschen

§ 220 Aufnahme in die Werkstatten

§ 221

fur behinderte Menschen
Rechtsstellung und Arbeitsentgelt
behinderter Menschen

§ 222 Mitbestimmung, Mitwirkung,

Frauenbeauftragte

Seite

46
46
46

46
46
47
47
48
48
48
49

50

50
51
51
51

52

52

52

53

53

53

54

54

54

55

55

45

§1

§2
§3
§4
85
§6
§7
§8
§9

§10
g§M
§12

§1
§2
§3

Grundsatz der einheitlichen Werkstatt

FachausschuB
Eingangsverfahren
Berufsbildungsbereich
Arbeitsbereich
Beschdaftigungszeit
GroBe der Werkstatt

Bauliche Gestaltung, Ausstattung, Standort

Werkstattleiter, Fachpersonal zur
Arbeits- und Berufsforderung
Begleitende Dienste

Fortbildung

Wirtschaftsfuhrung

Anwendungsbereich
Errichtung von Werkstattraten
Zahl der Mitglieder des Werkstattrats

Seite

56
56
56
56
57
57
57
58

58
58
58
58

59
59
59



§1 Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben
in der Gesellschaft

Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung be-
drohte Menschen erhalten Leistungen nach diesem Buch
und den fur die Rehabilitationstréger geltenden Leistungs-
gesetzen, um ihre Selbstbestimmung und ihre volle, wirk-
same und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft zu férdern, Benachteiligungen zu vermeiden oder
ihnen entgegenzuwirken. Dabei wird den besonderen Be-
durfnissen von Frauen und Kindern mit Behinderungen und
von Behinderung bedrohter Frauen und Kinder sowie Men-
schen mit seelischen Behinderungen oder von einer solchen
Behinderung bedrohter Menschen Rechnung getragen.

§2 Begriffsbestimmungen

0] Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die
korperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeintréich-
tigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstel-
lungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleich-
berechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher
Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate hindern
kénnen. Eine Beeintréchtigung nach Satz 1 liegt vor,
wenn der Kérper- und Gesundheits-zustand von dem
fur das Lebensalter typischen Zustand abweicht. Men-
schen sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beein-
tréchtigung nach Satz 1zu erwarten ist.

2 Menschen sind im Sinne des Teils 3 schwerbehindert,
wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung von we-
nigstens 50 vorliegt und sie inren Wohnsitz, inren ge-
wohnlichen Aufenthalt oder ihre Beschdaftigung auf
einem Arbeitsplatz im Sinne des § 156 rechtmdaBig im
Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.

(8)  Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden
sollen Menschen mit Behinderungen mit einem Grad
der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens
30, bei denen die Ubrigen Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung
ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz
im Sinne des § 156 nicht erlangen oder nicht behalten
konnen (gleichgestellte behinderte Menschen).

84 Leistungen zur Teilhabe

M Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die notwendi-
gen Sozialleistungen, um unabhdngig von der Ursache
der Behinderung

1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu
mindern, inre Verschlimmerung zu verhiten oder
ihre Folgen zu mildern,

2. Einschrénkungen der Erwerbsfahigkeit oder Pflegebe-
durftigkeit zu vermeiden, zu Uberwinden, zu mindern
oder eine Verschlimmerung zu verhiten sowie den
vorzeitigen Bezug anderer Sozialleistungen zu ver-
meiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern,
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3. die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den
Neigungen und Fahigkeiten dauerhaft zu sichern
oder

4. die personliche Entwicklung ganzheitlich zu for-
dern und die Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft sowie eine moglichst selbstéindige und
selbstbestimmte Lebensfuhrung zu ermoglichen
oder zu erleichtern. (.. .)

Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten
Bei der Entscheidung Uber die Leistungen und bei der
Ausflhrung der Leistungen zur Teilhabe wird berech-
tigten Wunschen der Leistungsberechtigten entspro-
chen. Dabei wird auch auf die personliche Lebenssi-
tuation, das Alter, das Geschlecht, die Familie sowie
die religidsen und weltanschaulichen Bedurfnisse der
Leistungs-berechtigten Rucksicht genommen; im Ub-
rigen gilt § 33 des Ersten Buches. Den besonderen Be-
durfnissen von Muttern und Vatern mit Behinderungen
bei der Erfullung ihres Erziehungsauftrages sowie den
besonderen Bedurfnissen von Kindern mit Behinderun-
gen wird Rechnung getragen. (.. .)

Teilhabeplan

Soweit Leistungen verschiedener Leistungsgruppen

oder mehrerer Rehabilitationstréiger erforderlich sind,

ist der leistende Rehabilitationstréiger dafur verant-
wortlich, dass er und die nach § 15 beteiligten Re-
habilitationstrager im Benehmen miteinander und in

Abstimmung mit den Leistungsberechtigten die nach

dem individuellen Bedarf voraussichtlich erforder-

lichen Leistungen hinsichtlich Ziel, Art und Umfang
funktionsbezogen feststellen und schriftlich so zusam-
men-stellen, dass sie nahtlos ineinandergreifen.

Der leistende Rehabilitationstrager erstellt in den Fal-

lennach Absatz 1einen Teilhabeplan innerhalb der fur

die Entscheidung Uber den Antrag maBgeblichen Frist.

Der Teilhabeplan dokumentiert

1. den Tag des Antragseingangs beim leistenden Re-
habilitationstréger und das Ergebnis der Zusténdig-
keitsklarung und Beteiligung nach den §§ 14 und 15,

2. die Feststellungen Uber den individuellen Rehabi-
litationsbedarf auf Grundlage der Bedarfsermitt-
lung nach § 13,

3. die zur individuellen Bedarfsermittlung nach § 13
eingesetzten Instrumente,

4. die gutachterliche Stellungnahme der Bundes-
agentur flr Arbeit nach § 54, 5. die Einbeziehung
von Diensten und Einrichtungen bei der Leistungs-
erbringung,

6. erreichbare und Uberprufbare Teilhabeziele und
deren Fortschreibung,

7. die Berlcksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts



nach § 8, insbesondere im Hinblick auf die Ausfuh-
rung von Leistungen durch ein Persénliches Budget,
8. die Dokumentation der einvernehmlichen, um-
fassenden und trégeribergreifenden Feststellung
des Rehabilitationsbedarfs in den Fallen nach § 15
Absatz 3 Satz 1,
9. die Ergebnisse der Teilhabeplankonferenz nach § 20,
10. die Erkenntnisse aus den Mitteilungen der nach §
22 einbezogenen anderen &ffentlichen Stellen und
11. die besonderen Belange pflegender Angehoriger
bei der Erbringung von Leistungen der medizini-
schen Rehabilitation.

Wenn Leistungsberechtigte die Erstellung eines Teilhabe-
plans winschen und die Voraussetzungen nach Absatz 1
nicht vorliegen, ist Satz 2 entsprechend anzuwenden.

(3) Der Teilnabeplan wird entsprechend dem Verlauf der
Rehabilitation angepasst und darauf ausgerichtet,
den Leistungsberechtigten unter Berlcksichtigung
der Besonderheiten des Einzelfalles eine umfassende
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zugig, wirksam,
wirtschaftlich und auf Dauer zu ermoglichen. Dabei
sichert der leistende Rehabilitationstréger durchge-
hend das Verfahren. Die Leistungs-berechtigten kén-
nen von dem leistenden Rehabilitationstréger Einsicht
in den Teilhabeplan oder die Erteilung von Ablichtun-
gen nach § 25 des Zehnten Buches verlangen.

(&) Die Rehabilitationstréiger legen den Teilhabeplan bei der
Entscheidung Uber den Antrag zugrunde. Die Begrun-
dung der Entscheidung Uber die beantragten Leistun-
gennach § 35 des Zehnten Buches soll erkennen lassen,
inwieweit die im Teilhabeplan enthaltenen Feststellun-
gen bei der Entscheidung berucksichtigt wurden.

(5) Einnach § 15 beteiligter Rehabilitationstrager kann das
Verfahren nach den Absdtzen 1 bis 3 anstelle des leis-
tenden Rehabilitationstragers durchfihren, wenn die
Rehabilitationstrager dies in Abstimmung mit den Leis-
tungsberechtigten vereinbaren. Die Vorschriften tber
die Leistungsverantwortung der Rehabilitationstréiger
nach den §§ 14 und 15 bleiben hiervon unberthrt.

(6) Setzen unterhaltssichernde Leistungen den Erhalt von
anderen Leistungen zur Teilhabe voraus, gelten die Leis-
tungen im Verhdltnis zueinander nicht als Leistungen

verschiedener Leistungsgruppen im Sinne von Absatz 1.

§20 Teilhabeplankonferenz

(1 Mit Zustimmung der Leistungsberechtigten kann
der fur die Durchfihrung des Teilhabeplanverfah-
rens nach § 19 verantwortliche Rehabilitationstréager
zur gemeinsamen Beratung der Feststellungen zum
Rehabilitationsbedarf eine Teilhabeplankonferenz
durchflhren. Die Leistungsberechtigten, die beteilig-

47

§29
(M

ten Rehabilitationstrger und die Jobcenter kdnnen

dem nach § 19 verantwortlichen Rehabilitationstréiger

die Durchfuhrung einer Teilhabeplankonferenz vor-
schlagen. Von dem Vorschlag auf Durchfiihrung einer

Teilhabeplankonferenz kann abgewichen werden,

1. wenn der zur Feststellung des Rehabilitationsbe-
darfs maBgebliche Sachverhalt schriftlich ermittelt
werden kann,

2. wenn der Aufwand zur Durchfihrung nicht in ei-
nem angemessenen Verhdltnis zum Umfang der
beantragten Leistung steht oder

3. wenn eine Einwilligung nach § 23 Absatz 2 nicht
erteilt wurde.

Wird von dem Vorschlag der Leistungsberechtigten

auf Durchfuhrung einer Teilhabeplankonferenz abge-

wichen, sind die Leistungsberechtigten Uber die da-
far maBgeblichen Grinde zu informieren und hierzu
anzuhodren. Von dem Vorschlag der Leistungsberech-
tigten auf Durchfuhrung einer Teilhabeplankonferenz
kann nicht abgewichen werden, wenn Leistungen an

Mutter und Vater mit Behinderungen bei der Versor-

gung und Betreuung ihrer Kinder beantragt wurden.

An der Teilhabeplankonferenz nehmen Beteiligte

nach § 12 des Zehnten Buches sowie auf Wunsch der

Leistungsberechtigten die Bevollmdachtigten und Bei-

sténde nach § 13 des Zehnten Buches sowie sonstige

Vertrauenspersonen teil. Auf Wunsch oder mit Zu-

stimmung der Leistungsberechtigten kdnnen Reha-

bilitationsdienste, Rehabilitationseinrichtungen und

Jobcenter sowie sonstige beteiligt Leistungserbringer

an der Teilhabeplankonferenz teilnehmen. Vor der

Durchfiuhrung einer Teilhabeplankonferenz sollen die

Leistungsberechtigten auf die Angebote der ergdn-

zenden unabhdngigen Teilhabeberatung nach § 32

besonders hingewiesen werden.

Wird eine Teilhabeplankonferenz nach Absatz 1 auf

Wunsch und mit Zustimmung der Leistungsberechtig-

ten eingeleitet, richtet sich die Frist zur Entscheidung

Uber den Antrag nach § 15 Absatz 4.

Persénliches Budget

Auf Antrag der Leistungsberechtigten werden Leis-
tungen zur Teilhabe durch die Leistungsform eines
Personlichen Budgets ausgefuhrt, um den Leistungs-
berechtigten in eigener Verantwortung ein moglichst
selbstbestimmtes Leben zu ermoglichen. Bei der Aus-
fuhrung des Persdnlichen Budgets sind nach MaBgabe
des individuell festgestellten Bedarfs die Rehabilitati-
onstréger, die Pflegekassen und die Integrationsémter
beteiligt. Das Persénliche Budget wird von den betei-
ligten Leistungstrégern tragerlbergreifend als Kom-
plexleistung erbracht. Das Persénliche Budget kann
auch nicht trageribergreifend von einem einzelnen



§32
(1

Leistungstrager erbracht werden. Budgetféhig sind
auch die neben den Leistungen nach Satz 1 erforder-
lichen Leistungen der Krankenkassen und der Pflege-
kassen, Leistungen der Trager der Unfallversicherung
bei Pflegebedurftigkeit sowie Hilfe zur Pflege der Sozi-
alhilfe, die sich auf alltagliche und regelmd&Big wieder-
kehrende Bedarfe beziehen und als Geldleistungen
oder durch Gutscheine erbracht werden kénnen. An
die Entscheidung sind die Leistungsberechtigten fur
die Dauer von sechs Monaten gebunden.

Personliche Budgets werden in der Regel als Geldleis-
tung ausgefuhrt, bei laufenden Leistungen monatlich.
In begrindeten Fallen sind Gutscheine auszugeben.
Mit der Auszahlung oder der Ausgabe von Gutschei-
nen an die Leistungsberechtigten gilt deren Anspruch
gegen die beteiligten Leistungstrger insoweit als
erfullt. Das Bedarfsermittlungsverfahren fur laufen-
de Leistungen wird in der Regel im Abstand von zwei
Jahren wiederholt. In begrindeten Fallen kann davon
abgewichen werden. Personliche Budgets werden auf
der Grundlage der nach Kapitel 4 getroffenen Feststel-
lungen so bemessen, dass der individuell festgestellte
Bedarf gedeckt wird und die erforderliche Beratung
und Unterstltzung erfolgen kann. Dabei soll die Hohe
des Personlichen Budgets die Kosten aller bisher indivi-
duell festgestellten Leistungen nicht Gberschreiten, die
ohne das Personliche Budget zu erbringen sind. § 35a
des Elften Buches bleibt unberuhrt. (...)

Ergdnzende unabhdngige Teilhabeberatung

Zur Starkung der Selbstbestimmung von Menschen
mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter
Menschen fordert das Bundesministerium fur Arbeit
und Soziales eine von Leistungstrdgern und Leistungs-
erbringern unabhdngige ergénzende Beratung als
niedrigschwelliges Angebot, das bereits im Vorfeld
der Beantragung konkreter Leistungen zur Verfligung
steht. Dieses Angebot besteht neben dem Anspruch
auf Beratung durch die Rehabilitationstréiger.

Das ergénzende Angebot erstreckt sich auf die Infor-
mation und Beratung Uber Rehabilitations- und Teil-
habeleistungen nach diesem Buch. Die Rehabilita-
tionstrager informieren im Rahmen der vorhandenen
Beratungsstrukturen und ihrer Beratungs-pflicht Gboer
dieses ergénzende Angebot.

Bei der Forderung von Beratungsangebotenist die von
Leistungstragern und Leistungserbringern unabhdangi-
ge ergdinzende Beratung von Betroffenen fur Betroffe-
ne besonders zu berlcksichtigen.

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales erldsst
eine Forderrichtlinie, nach deren MaBgabe die Dienste
gefoérdert werden kénnen, welche ein unabhdngiges
ergdnzendes Beratungsangebot anbieten. Das Bun-
desministerium fur Arbeit und Soziales entscheidet im
Benehmen mit der zusténdigen obersten Landesbe-
horde Uber diese Forderung.
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Die Foérderung erfolgt aus Bundesmitteln und ist bis
zum 31. Dezember 2022 befristet. Die Bundesregierung
berichtet den gesetzgebenden Korperschaften des
Bundes bis zum 30. Juni 2021 Uber die Einfuhrung und
Inanspruchnahme der ergénzenden unabhdngigen

Teilhabeberatung.

Qualitatssicherung, Zertifizierung

Die Rehabilitationstréger nach § 6 Absatz 1 Nummer
1 bis 5 vereinbaren gemeinsame Empfehlungen zur
Sicherung und Weiterentwicklung der Qualitat der
Leistungen, insbesondere zur barrierefreien Leistungs-
erbringung, sowie fur die Durchfuhrung vergleichen-
der Qualitatsanalysen als Grundlage fur ein effektives
Qualitatsmanagement der Leistungserbringer. § 26
Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden. Die Rehabi-
litationstrager nach § 6 Absatz 1 Nummer 6 und 7 kén-
nen den Empfehlungen beitreten.

Die Erbringer von Leistungen stellen ein Qualitétsma-
nagement sicher, das durch zielgerichtete und syste-
matische Verfahren und MaBnahmen die Qualitéat der
Versorgung gewdhrleistet und kontinuierlich verbes-
sert. Stationdre Rehabilitations-einrichtungen haben
sich an dem Zertifizierungsverfahren nach Absatz 3
zu beteiligen. (...)

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
Zur Teilhabe am Arbeitsleben werden die erforder-
lichen Leistungen erbracht, um die Erwerbsfahigkeit
von Menschen mit Behinderungen oder von Behin-
derung bedrohter Menschen entsprechend ihrer Leis-
tungsfahigkeit zu erhalten, zu verbessern, herzustellen
oder wiederherzustellen und ihre Teilhabe am Arbeits-
leben moglichst auf Dauer zu sichern.

Frauen mit Behinderungen werden gleiche Chancen

im Erwerbsleben zugesichert, insbesondere durch in

der beruflichen Zielsetzung geeignete, wohnortnahe

und auch in Teilzeit nutzbare Angebote.

Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben umfassen

insbesondere

1. Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeits-
platzes einschlieBlich Leistungen zur Aktivierung
und beruflichen Eingliederung,

2. eine Berufsvorbereitung einschlieBlich einer wegen
der Behinderung erforderlichen Grundausbildung,

3. die individuelle betriebliche Qualifizierung im Rah-
men Unterstutzter Beschdaftigung,

4. die berufliche Anpassung und Weiterbildung, auch
soweit die Leistungen einen zur Teilnahme erfor-
derlichen schulischen Abschluss einschlieBen,

5. die berufliche Ausbildung, auch soweit die Leis-
tungen in einem zeitlich nicht Uberwiegenden Ab-
schnitt schulisch durchgefuhrt werden,

6. die Forderung der Aufnahme einer selbsténdigen
Tatigkeit durch die Rehabilitationstréger nach § 6
Absatz 1 Nummer 2 bis 5 und



(4)

7. sonstige Hilfen zur Férderung der Teilhabe am Ar-
beitsleben, um Menschen mit Behinderungen eine
angemessene und geeignete Beschdftigung oder
eine selbstandige Tatigkeit zu ermdglichen und zu
erhalten.

Bei der Auswahl der Leistungen werden Eignung, Nei-

gung, bisherige Tatigkeit sowie Lage und Entwicklung

auf dem Arbeitsmarkt angemessen berlcksichtigt.

Soweit erforderlich, wird dabei die berufliche Eignung

abgeklart oder eine Arbeitserprobung durchgefuhrt;

in diesem Fall werden die Kosten nach Absatz 7, Reise-
kosten nach § 73 sowie Haushaltshilfe und Kinderbe-
treuungskosten nach § 74 Ubernommen.

Die Leistungen werden auch fur Zeiten notwendiger

Praktika erbracht.

Die Leistungen umfassen auch medizinische, psycho-

logische und padagogische Hilfen, soweit diese Leis-

tungen im Einzelfall erforderlich sind, um die in Absatz

1 genannten Ziele zu erreichen oder zu sichern und

Krankheitsfolgen zu vermeiden, zu Uberwinden, zu

mindern oder ihre Verschlimmerung zu verhten. Leis-

tungen sind insbesondere

1. Hilfen zur Unterstitzung bei der Krankheits- und
Behinderungsverarbeitung,

Hilfen zur Aktivierung von Selbsthilfepotentialen,
die Infformation und Beratung von Partnern und An-
gehorigen sowie von Vorgesetzten und Kollegen,
wenn die Leistungsberechtigten dem zustimmen,

4. die Vermittlung von Kontakten zu ortlichen Selbst-
hilfe- und Beratungsmaoglichkeiten,

5. Hilfen zur seelischen Stabilisierung und zur For-
derung der sozialen Kompetenz, unter anderem
durch Training sozialer und kommunikativer F&hig-
keiten und im Umgang mit Krisensituationen,

6. das Training lebenspraktischer Fahigkeiten,
das Training motorischer Fahigkeiten,

8. die Anleitung und Motivation zur Inanspruchnah-
me von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
und

9. die Beteiligung von Integrationsfachdiensten im
Rahmen inrer Aufgabenstellung (8§ 193).

Zu den Leistungen gehort auch die Ubernahme 1. der
erforderlichen Kosten fur Unterkunft und Verpflegung,
wenn fur die Ausfihrung einer Leistung eine Unter-
bringung auBerhalb des eigenen oder des elterlichen
Haushalts wegen Art oder Schwere der Behinderung
oder zur Sicherung des Erfolges der Teilhabe am Ar-
beitsleben notwendig ist sowie 2. der erforderlichen
Kosten, die mit der Ausfuhrung einer Leistung in un-
mittelbarem Zusammenhang stehen, insbesondere fur
Lehrgangskosten, Prufungsgebuhren, Lernmittel, Leis-
tungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung.
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Leistungen nach Absatz 3 Nummer 1 und 7 umfassen

auch

1. die Kraftfahrzeughilfe nach der Kraftfahrzeughilfe-
Verordnung,

2. den Ausgleich fur unvermeidbare Verdienstausfal-
le des Leistungsberechtigten oder einer erforder-
lichen Begleitperson wegen Fahrten der An- und
Abreise zu einer BildungsmaBnahme und zur Vor-
stellung bei einem Arbeitgeber, bei einem Tréger
oder einer Einrichtung fur Menschen mit Behinde-
rungen, durch die Rehabilitationstraiger nach § 6
Absatz T Nummer 2 bis 5,

3. die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz fur
schwerbehinderte Menschen als Hilfe zur Erlan-
gung eines Arbeitsplatzes,

4. die Kosten fur Hilfsmittel, die wegen Art oder
Schwere der Behinderung erforderlich sind
a) zur Berufsaustbung,

b) zur Teilhabe an einer Leistung zur Teilhabe am
Arbeitsleben oder zur Erhdhung der Sicherheit
auf dem Weg vom und zum Arbeitsplatz und am
Arbeitsplatz selbst, es sei denn, dass eine Ver-
pflichtung des Arbeitgebers besteht oder solche
Leistungen als medizinische Leistung erbracht
werden kdnnen,

5. die Kosten technischer Arbeitshilfen, die wegen
Art oder Schwere der Behinderung zur Berufsaus-
Ubung erforderlich sind und

6. die Kosten der Beschaffung, der Ausstattung und
der Erhaltung einer behinderungsgerechten Woh-

nung in angemessenem Umfang.

Die Leistung nach Satz 1 Nummer 3 wird fr die Dauer von bis

zu drei Jahren bewilligt und in Abstimmung mit dem Reha-

bilitationstrager nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 durch das

Integrationsamt nach § 185 Absatz 4 ausgefuhrt. Der Rehabi-

litationstrager erstattet dem Integrationsamt seine Aufwen-

dungen. Der Anspruch nach § 185 Absatz 4 bleibt unberthrt.

©)
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Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates Néheres Uber Vor-
aussetzungen, Gegenstand und Umfang der Leistun-
gen der Kraftfahrzeughilfe zur Teilhabe am Arbeitsle-
benregeln.

Unterstitzte Beschdftigung

Ziel der Unterstutzten Beschdftigung ist es, Leistungs-
berechtigten mit besonderem Unterstutzungsbedarf
eine angemessene, geeignete und sozialversiche-
rungspflichtige Beschdaftigung zu ermoglichen und
zu erhalten. Unterstltzte Beschdftigung umfasst eine
individuelle betriebliche Qualifizierung und bei Bedarf
Berufsbegleitung.



Leistungen zur individuellen betrieblichen Qualifizie-
rung erhalten Menschen mit Behinderungen insbe-
sondere, um sie flr geeignete betriebliche Tatigkeiten
zu erproben, auf ein sozialversicherungspflichtiges Be-
schaftigungsverhdltnis vorzubereiten und bei der Ein-
arbeitung und Qualifizierung auf einem betrieblichen
Arbeitsplatz zu unterstitzen. Die Leistungen umfassen
auch die Vermittlung von berufstbergreifenden Lern-
inhalten und Schlusselqualifikationen sowie die Wei-
terentwicklung der Personlichkeit der Menschen mit
Behinderungen.
Die Leistungen werden vom zusténdigen Rehabilita-
tionstréger nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 flr bis
zu zwei Jahre erbracht, soweit sie wegen Art oder
Schwere der Behinderung erforderlich sind. Sie kén-
nen bis zu einer Dauer von weiteren zwolf Monaten
verldngert werden, wenn auf Grund der Art oder
Schwere der Behinderung der gewtinschte nachhalti-
ge Qualifizierungserfolg im Einzelfall nicht anders er-
reicht werden kann und hinreichend gewdhrleistet ist,
dass eine weitere Qualifizierung zur Aufnahme einer
sozialversicherungspflichtigen Beschdaftigung fuhrt.
Leistungen der Berufsbegleitung erhalten Menschen
mit Behinderungen insbesondere, um nach Begrin-
dung eines sozialversicherungspflichtigen Beschdayf-
tigungsverhdltnisses die zu dessen Stabilisierung er-
forderliche Unterstltzung und Krisenintervention zu
gewdhrleisten. Die Leistungen werden bei Zustan-
digkeit eines Rehabilitationstréigers nach § 6 Absatz
1 Nummer 3 oder 5 von diesem, im Ubrigen von dem
Integrationsamt im Rahmen seiner Zustandigkeit er-
bracht, solange und soweit sie wegen Art oder Schwe-
re der Behinderung zur Sicherung des Beschaftigungs-
verhdaltnisses erforderlich sind.
Stellt der Rehabilitationstrager wéhrend der indivi-
duellen betrieblichen Qualifizierung fest, dass vor-
aussichtlich eine anschlieBende Berufsbegleitung
erforderlichist, fur die ein anderer Leistungstréager zu-
stéindig ist, beteiligt er diesen fruhzeitig.
Die Unterstutzte Beschdftigung kann von Integrati-
onsfachdiensten oder anderen Trégern durchgefuhrt
werden. Mit der Durchflihrung kann nur beauftragt
werden, wer Uber die erforderliche Leistungsfahigkeit
verfugt, um seine Aufgaben entsprechend den indivi-
duellen Bedurfnissen der Menschen mit Behinderun-
gen erfullen zu kénnen. Insbesondere mussen die Be-
auftragten

1. Uber Fachkrdafte verfigen, die eine geeignete Be-
rufsqualifikation, eine psychosoziale oder arbeits-
padagogische Zusatzqualifikation und eine ausrei-
chende Berufserfahrung besitzen,

2. inder Lage sein, den Menschen mit Behinderungen
geeignete individuelle betriebliche Qualifizierungs-
platze zur Verfugung zu stellen und ihre berufliche-
Eingliederung zu unterstitzen,
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3. Uber die erforderliche raumliche und séchliche
Ausstattung verfugen sowie

4. ein System des Qualitéitsmanagements im Sinne
des § 37 Absatz 2 Satz 1 anwenden. (...)

§56 Leistungen in Werkstatten fiir behinderte Menschen

Leistungen in anerkannten Werkstétten fir behinderte Men-
schen (§ 219) werden erbracht, um die Leistungs- oder Er-
werbsfdhigkeit der Menschen mit Behinderungen zu erhal-
ten, zu entwickeln, zu verbessern oder wiederherzustellen,
die Personlichkeit dieser Menschen weiterzuentwickeln und

ihre Beschdaftigung zu ermoglichen oder zu sichern.

§ 57 Leistungenim Eingangsverfahren und im
Berufsbildungsbereich

(1 Leistungenim Eingangsverfahren und im Berufsbildungs-
bereich einer anerkannten Werkstatt flir behinderte
Menschen erhalten Menschen mit Behinderungen
1. im Eingangsverfahren zur Feststellung, ob die

Werkstatt die geeignete Einrichtung fur die Teilha-
be des Menschen mit Behinderungen am Arbeits-
leben ist sowie welche Bereiche der Werkstatt und
welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
flr die Menschen mit Behinderungen in Betracht
kommen, und um einen Eingliederungsplan zu er-
stellen;

2. im Berufsbildungsbereich, wenn die Leistungen er-
forderlich sind, um die Leistungs- oder Erwerbsfa-
higkeit des Menschen mit Behinderungen so weit
wie moglich zu entwickeln, zu verbessern oder
wiederherzustellen und erwartet werden kann,
dass der Mensch mit Behinderungen nach Teilnah-
me an diesen Leistungen in der Lage ist, wenigs-
tens ein MindestmalR wirtschaftlich verwertbarer
Arbeitsleistung im Sinne des § 219 zu erbringen.

(2) Die Leistungen im Eingangsverfahren werden flr drei
Monate erbracht. Die Leistungsdauer kann auf bis zu
vier Wochen verkurzt werden, wenn wéhrend des Ein-
gangsverfahrens im Einzelfall festgestellt wird, dass
eine kurzere Leistungsdauer ausreichend ist.

(3) Die Leistungen im Berufsbildungsbereich werden fur
zwei Jahre erbracht. Sie werden in der Regel zundchst
far ein Jahr bewilligt. Sie werden fur ein weiteres Jahr
bewilligt, wenn auf Grund einer fachlichen Stellung-
nahme, die rechtzeitig vor Ablauf des Férderzeitraums
nach Satz 2 abzugeben ist, angenommen wird, dass
die Leistungsfahigkeit des Menschen mit Behinderun-
gen weiterentwickelt oder wiedergewonnen werden
kann.

(4) Zeiten der individuellen betrieblichen Qualifizierung im
Rahmen einer Unterstltzten Beschdftigung nach § 55
werden zur Halfte auf die Dauer des Berufsbildungs-
bereichs angerechnet. Allerdings durfen die Zeiten in-
dividueller betrieblicher Qualifizierung und die Zeiten
des Berufsbildungsbereichs insgesamt nicht mehr als
36 Monate betragen.



§ 58 Leistungenim Arbeitsbereich

(1

Leistungenim Arbeitsbereich einer anerkannten Werk-

statt fur behinderte Menschen erhalten Menschen mit

Behinderungen, bei denen wegen Art oder Schwere

der Behinderung

1. eine Beschdftigung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt einschlieBlich einer Beschdftigung in einem
Inklusionsbetrieb (§ 215) oder

2. eine Berufsvorbereitung, eine individuelle betrieb-
liche Qualifizierung im Rahmen Unterstitzter Be-
schaftigung, eine berufliche Anpassung und Wei-
terbildung oder eine berufliche Ausbildung (§ 49
Absatz 3 Nummer 2 bis 6) nicht, noch nicht oder
noch nicht wieder in Betracht kommt und die in der
Lage sind, wenigstens ein Mindestmal wirtschaft-
lich verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen. Leis-
tungen im Arbeitsbereich werden im Anschluss an
Leistungen im Berufsbildungsbereich (§ 57) oder
an entsprechende Leistungen bei einem anderen
Leistungsanbieter (§ 60) erbracht; hiervon kann
abgewichen werden, wenn der Mensch mit Behin-
derungen bereits Uber die fur die in Aussicht ge-
nommene Beschdaftigung erforderliche Leistungs-
fahigkeit verfugt, die er durch eine Beschdaftigung
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat.
Die Leistungen sollen in der Regel langstens bis
zum Ablauf des Monats erbracht werden, in dem
das fur die Regelaltersrente im Sinne des Sechsten
Buches erforderliche Lebensalter erreicht wird.

Die Leistungen im Arbeitsbereich sind gerichtet auf

1. die Aufnahme, Austibung und Sicherung einer der
Eignung und Neigung des Menschen mit Behinde-
rungen entsprechenden Beschdftigung,

2. die Teilnahme an arbeitsbegleitenden MaBnah-
men zur Erhaltung und Verbesserung der im Be-
rufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfahig-
keit und zur Weiterentwicklung der Personlichkeit
sowie

3. die Férderung des Ubergangs geeigneter Men-
schen mit Behinderungen auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt durch geeignete MaBnahmen.

Die Werkstatten erhalten fur die Leistungen nach

Absatz 2 vom zusténdigen Rehabilitationstréger an-

gemessene Vergltungen, die den Grundsdtzen der

Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Leistungsfahigkeit

entsprechen. Die Vergutungen berlcksichtigen

1. alle fur die Erfullung der Aufgaben und der fach-
lichen Anforderungen der Werkstatt notwendigen
Kosten sowie

2. die mit der wirtschaftlichen Betétigung der Werk-
statt in Zusammenhang stehenden Kosten, soweit
diese unter Berucksichtigung der besonderen Ver-
haltnisse in der Werkstatt und der dort beschdf-
tigten Menschen mit Behinderungen nach Art und
Umfang Uber die in einem Wirtschaftsunterneh-
men Ublicherweise entstehenden Kosten hinaus-
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gehen. Kénnen die Kosten der Werkstatt nach Satz
2 Nummer 2 im Einzelfall nicht ermittelt werden,
kann eine Vergltungspauschale fur diese werk-
stattspezifischen Kosten der wirtschaftlichen Be-
tatigung der Werkstatt vereinbart werden.
Bei der Ermittlung des Arbeitsergebnisses der Werk-
statt nach § 12 Absatz 4 der Werkst&attenverordnung
werden die Auswirkungen der VergUtungen auf die
Hohe des Arbeitsergebnisses dargestellt. Dabei wird
getrennt ausgewiesen, ob sich durch die Vergutung
Verluste oder Gewinne ergeben. Das Arbeitsergebnis
der Werkstatt darf nicht zur Minderung der Vergutun-
gen nach Absatz 3 verwendet werden.

Arbeitsforderungsgeld

Die Werkstatten fur behinderte Menschen erhalten
von dem zusténdigen Rehabilitationstrager zur Aus-
zahlung an die im Arbeitsbereich beschaftigten Men-
schen mit Behinderungen zusdtzlich zu den Vergutun-
gennach § 58 Absatz 3 ein Arbeitsforderungsgeld. Das
Arbeitsforderungsgeld betrégt monatlich 52 Euro fur
jeden im Arbeitsbereich beschdaftigten Menschen mit
Behinderungen, dessen Arbeitsentgelt zusammenmit
dem Arbeitsférderungsgeld den Betrag von 351 Euro
nicht Ubersteigt. Ist das Arbeitsentgelt hdher als 299
Euro, betragt das Arbeitsforderungsgeld monatlich
den Differenzbetrag zwischen dem Arbeitsentgelt und
351 Euro.

Das Arbeitsforderungsgeld bleibt bei Sozialleistungen,
deren Zahlung von anderen Einkommen abhdngig ist,
als Einkommen unbericksichtigt.

Andere Leistungsanbieter

Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf Leis-

tungen nach den 8§ 57 und 58 haben, kdnnen diese

auch bei einem anderen Leistungsanbieter in An-
spruch nehmen.

Die Vorschriften fur Werkstétten fur behinderte Men-

schen gelten mit folgenden MaBgaben fur andere

Leistungsanbieter:

1. sie bedurfen nicht der formlichen Anerkennung,

2. sie mussen nicht Uber eine Mindestplatzzahl und
die fur die Erbringung der Leistungen in Werkstét-
ten erforderliche r&étumliche und séchliche Ausstat-
tung verfugen,

3. siekdnnenihr Angebot auf Leistungennach § 57 oder
§ 58 oder Teile solcher Leistungen beschrénken,

4. sie sind nicht verpflichtet, Menschen mit Behinde-
rungen Leistungen nach § 57 oder § 58 zu erbrin-
gen, wenn und solange die Leistungsvoraussetzun-
gen vorliegen,

5. eine dem Werkstattrat vergleichbare Vertretung
wird ab funf Wahlberechtigten gewdhlt. Sie be-
steht bei bis zu 20 Wahlberechtigten aus einem
Mitglied,
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6. eine Frauenbeauftragte wird ab funf wahlberech-
tigten Frauen gewdhlt, eine Stellvertreterin ab 20
wahlberechtigten Frauen,

7. die Regelungen zur Anrechnung von Auftrégen auf
die Ausgleichsabgalbe und zur bevorzugten Verga-
be von Auftragen durch die 6ffentliche Hand sind
nicht anzuwenden und

8. erbringen sie Leistungen nach den 88 57 oder 58
ausschlieBlich in betrieblicher Form, soll ein besse-
rer als der in § 9 Absatz 3 der Werkstattenverord-
nung fur den Berufsbildungsbereich oder fur den
Arbeitsbereich in einer Werkstatt fur behinderte
Menschen festgelegte Personalschlussel ange-
wendet werden.

Eine Verpflichtung des Leistungstréigers, Leistungen

durch andere Leistungsanbieter zu ermoglichen, be-

steht nicht.

Fur das Rechtsverhdltnis zwischen dem anderen Leis-

tungsanbieter und dem Menschen mit Behinderungen

gilt § 221 entsprechend.

Budget fir Arbeit

Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf
Leistungen nach § 58 haben und denen von einem
privaten oder &ffentlichen Arbeitgeber ein sozial-
versicherungspflichtiges Arbeitsverhdltnis mit einer
tarifvertraglichen oder ortstblichen Entlohnung an-
geboten wird, erhalten mit Abschluss dieses Arbeits-
vertrages als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
ein Budget fur Arbeit.

Das Budget fur Arbeit umfasst einen Lohnkostenzu-
schuss an den Arbeitgeber zum Ausgleich der Leis-
tungsminderung des Beschdaftigten und die Aufwen-
dungen fur die wegen der Behinderung erforderliche
Anleitung und Begleitung am Arbeitsplatz. Der Lohn-
kostenzuschuss betrégt bis zu 75 Prozent des vom
Arbeitgeber regelmdBig gezahlten Arbeitsentgelts,
hoéchstens jedoch 40 Prozent der monatlichen Bezugs-
gréoBe nach § 18 Absatz 1 des Vierten Buches. Dauer
und Umfang der Leistungen bestimmen sich nach den
Umstdnden des Einzelfalles. Durch Landesrecht kann
von dem Prozentsatz der BezugsgroBe nach Satz 2
zweiter Hallbsatz nach oben abgewichen werden.
Ein Lohnkostenzuschuss ist ausgeschlossen, wenn zu
vermuten ist, dass der Arbeitgeber die Beendigung
eines anderen Beschdaftigungsverhdaltnisses veranlasst
hat, um durch die ersatzweise Einstellung eines Men-
schen mit Behinderungen den Lohnkostenzuschuss zu
erhalten.

Die am Arbeitsplatz wegen der Behinderung erforder-
liche Anleitung und Begleitung kann von mehreren
Leistungsberechtigten gemeinsam in Anspruch ge-
nommen werden.

Eine Verpflichtung des Leistungstragers, Leistungen zur
Beschdftigung bei privaten oder 6ffentlichen Arbeit-
gebern zu ermoglichen, besteht nicht.
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Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf
Leistungen nach § 57 haben und denen von einem
privaten oder &ffentlichen Arbeitgeber ein sozialver-
sicherungs-pflichtiges Ausbildungsverhdltnis in einem
anerkannten Ausbildungsberuf oder in einem Aus-
bildungsgang nach § 66 des Berufsbildungsgesetzes
oder § 42m der Handwerksordnung angeboten wird,
erhalten mit Abschluss des Vertrages Uber dieses Aus-
bildungsverhdaltnis als Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben ein Budget flur Ausbildung. Das Budget fur
Ausbildung wird von den Leistungstrégern nach § 63
Absatz 1 erbracht.

Das Budget fur Ausbildung umfasst die Erstattung der
Ausbildungsvergutung und die Aufwendungen fur die
wegen der Behinderung erforderliche Anleitung und
Begleitung am Ausbildungsplatz und in der Berufs-
schule. Die Erstattung der Ausbildungsvergltung er-
folgt bis zu der Hohe, die in einer einschlégigen tarif-
vertraglichen Vergltungsregelung festgelegt ist. Fehlt
eine solche, erfolgt die Erstattung bis zu der Hohe der
nach § 17 des Berufsbildungsgesetzes fur das Berufs-
ausbildungsverhdltnis ohne offentliche Forderung an-
gemessenen Vergltung. Ist wegen Art oder Schwere
der Behinderung der Besuch einer Berufsschule am
Ort des Ausbildungsplatzes nicht moglich, so kann
der schulische Teil der Ausbildung in Einrichtungen der
beruflichen Rehabilitation erfolgen; die entstehenden
Kosten werden ebenfalls vom Budget flr Ausbildung
gedeckt.

Das Budget fur Ausbildung wird erbracht, solange es
erforderlich ist, l&ngstens bis zum erfolgreichen Ab-
schluss der Ausbildung. Zeiten eines Budgets fur Aus-
bildung werden auf die Dauer des Eingangsverfahrens
und des Berufsbildungsbereiches in Werkstatten fur
behinderte Menschen nach § 57 Absatz 2 und 3 ange-
rechnet, sofern der Mensch mit Behinderungen in der
Werkstatt flur behinderte Menschen oder bei einem
anderen Leistungsanbieter seine berufliche Bildung in
derselben Fachrichtung fortsetzt.

Die wegen der Behinderung erforderliche Anleitung
und Begleitung kann von mehreren Leistungsberech-
tigten gemeinsam in Anspruch genommen werden.
Der zusténdige Leistungstréger soll den Menschen mit
Behinderungen bei der Suche nach einem geeigneten
Ausbildungsplatz im Sinne von Absatz 1 unterstutzen.

Wahlrecht des Menschen mit Behinderungen

Auf Wunsch des Menschen mit Behinderungen wer-
den die Leistungen nach den §8§ 57 und 58 von einer
nach § 225 anerkannten Werkstatt fur behinderten
Menschen, von dieser zusammen mit einem oder
mehreren anderen Leistungsanbietern oder von einem
oder mehreren anderen Leistungsanbietern erbracht.
Werden Teile einer Leistung im Verantwortungsbereich
einer Werkstatt fur behinderte Menschen oder eines
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anderen Leistungsanbieters erbracht, so bedarf die
Leistungserbringung der Zustimmung des unmittelbar
verantwortlichen Leistungsanbieters.

(Integrationsfachdienste) Begriff und Personenkreis

Integrationsfachdienste sind Dienste Dritter, die bei der

Durchfthrung der MaBnahmen zur Teilhabeschwerbe-

hinderter Menschen am Arbeitsleben beteiligt werden.

Schwerbehinderte Menschen im Sinne des Absatzes 1

sind insbesondere

1. schwerbehinderte Menschen mit einem besonde-
ren Bedarf an arbeitsbegleitender Betreuung,

2. schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerich-
teter Vorbereitung durch die Werkstatt fur behin-
derte Menschen am Arbeitsleben auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt teilhaben sollen und dabei
auf aufwendige, personalintensive, individuelle
arbeitsbegleitende Hilfen angewiesen sind sowie

3. schwerbehinderte Schulabgdnger, die fur die Auf-
nahme einer Beschdaftigung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt auf die Unterstitzung eines Integra-
tionsfachdienstes angewiesen sind.

Ein besonderer Bedarf an arbeits- und berufsbe-

gleitender Betreuung ist insbesondere gegeben bei

schwerbehinderten Menschen mit geistiger oder
seelischer Behinderung oder mit einer schweren Kor-

per-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich im

Arbeitsleben besonders nachteilig auswirkt und al-

lein oder zusammen mit weiteren vermittlungshem-

menden Umstdnden (Alter, Langzeitarbeitslosigkeit,
unzureichende Qualifikation, Leistungsminderung)
die Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allgemeinen

Arbeitsmarkt erschwert.

Der Integrationsfachdienst kann im Rahmen der Auf-

gabenstellung nach Absatz 1 auch zur beruflichen

Eingliederung von behinderten Menschen, die nicht

schwerbehindert sind, tatig werden. Hierbei wird den

besonderen Bedurfnissen seelisch behinderter oder
von einer seelischen Behinderung bedrohter Men-
schen Rechnung getragen.

Aufgaben (des Integrationsfachdienstes)
Die
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben (Auf-

Integrationsfachdienste kdnnen zur Teilhabe

nahme, Ausubung und Sicherung einer moglichst dau-

erhaften Beschdftigung) beteiligt werden, indem sie

1. die schwerbehinderten Menschen beraten, unter-
stitzen und auf geeignete Arbeitsplatze vermit-
teln,

2. die Arbeitgeber informieren, beraten und innen Hil-
fe leisten.

Zu den Aufgaben des Integrationsfachdienstes gehort es,

1. die Fahigkeiten der zugewiesenen schwerbehin-
derten Menschen zu bewerten und einzuschdétzen
und dabei ein individuelles Fahigkeits-, Leistungs-
und Interessenprofil zur Vorbereitung auf den all-
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gemeinen Arbeitsmarkt in enger Kooperation mit
den schwerbehinderten Menschen, dem Auftrag-
geber und der abgebenden Einrichtung der schuli-
schen oder beruflichen Bildung oder Rehabilitation
zu erarbeiten,

2. die Bundesagentur fur Arbeit auf deren Anforde-
rung bei der Berufsorientierung und Berufsbera-
tung in den Schulen einschlieBlich der auf jeden
einzelnen Jugendlichen bezogenen Dokumenta-
tion der Ergebnisse zu unterstitzen,

3. die betriebliche Ausbildung schwerbehinderter,
insbesondere seelisch und lernbehinderter, Ju-
gendlicher zu begleiten,

4. geeignete Arbeitspldatze (§ 156) auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt zu erschlieBen,

5. die schwerbehinderten Menschen auf die vorgese-
henen Arbeitspldtze vorzubereiten,

6. die schwerbehinderten Menschen, solange erfor-
derlich, am Arbeitsplatz oder beim Training der be-
rufspraktischen Fahigkeiten am konkreten Arbeits-
platz zu begleiten,

7. mit Zustimmung des schwerbehinderten Men-
schen die Mitarbeiter im Betrieb oder in der Dienst-
stelle Uber Art und Auswirkungen der Behinderung
und Uber entsprechende Verhaltensregeln zu in-
formieren und zu beraten,

8. eine Nachbetreuung, Krisenintervention oder psy-
chosoziale Betreuung durchzufthren sowie

9. als Ansprechpartner fur die Arbeitgeber zur Verfu-
gung zu stehen, Uber die Leistungen fur die Arbeit-
geber zu informieren und fur die Arbeitgeber diese
Leistungen abzuklaren,

. inZusammenarbeit mit den Rehabilitationstrégern
und den Integrationséimtern die flr den schwer-
behinderten Menschen bendtigten Leistungen zu
klaren und bei der Beantragung zu unterstutzen.

Begriff und Personenkreis (Inklusionsbetriebe)
Inklusionsbetriebe sind rechtlich und wirtschaftlich
selbsténdige Unternehmen oder unternehmensinter-
ne oder von &ffentlichen Arbeitgebern im Sinne des
§ 1564 Absatz 2 geflhrte Betriebe oder Abteilungen
zur Beschdaftigung schwerbehinderter Menschen auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt, deren Teilhabe an
einer sonstigen Beschdaftigung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt auf Grund von Art oder Schwere der Be-
hinderung oder wegen sonstiger Umstdnde voraus-
sichtlich trotz Ausschopfens aller Férdermoglichkeiten
und des Einsatzes von Integrationsfachdiensten auf
besondere Schwierigkeiten stoBt.
Schwerbehinderte Menschen nach Absatz 1 sind ins-
besondere
1. schwerbehinderte Menschen mit geistiger oder
seelischer Behinderung oder mit einer schweren
Koérper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die
sichim Arbeitsleben besonders nachteilig auswirkt



und allein oder zusammen mit weiteren vermitt-
lungs-hemmenden Umstédnden die Teilhabe am
allgemeinen Arbeitsmarkt auBerhalb eines Inklu-
sionsbetriebes erschwert oder verhindert,

2. schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerich-
teter Vorbereitung in einer Werkstatt fur behinder-
te Menschen oder in einer psychiatrischen Einrich-
tung fir den Ubergang in einen Betrieb oder eine
Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in
Betracht kommen und auf diesen Ubergang vor-
bereitet werden sollen,

3. schwerbehinderte Menschen nach Beendigung
einer schulischen Bildung, die nur dann Aussicht
auf eine Beschdéftigung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt haben, wenn sie zuvor in einem In-
klusionsbetrieb an berufsvorbereitenden Bildungs-
maBnahmen teilnehmen und dort beschdaftigt und
weiterqualifiziert werden, sowie

4. schwerbehinderte Menschen, die langzeitarbeits-
los im Sinne des § 18 des Dritten Buches sind.

(3) Inklusionsbetriebe beschdftigen mindestens 30 Pro-
zent schwerbehinderte Menschen im Sinne von Ab-
satz 1. Der Anteil der schwerbehinderten Menschen
soll in der Regel 50 Prozent nicht tbersteigen.

(4)  Auf die Quoten nach Absatz 3 wird auch die Anzahl
der psychisch kranken beschdéftigten Menschen an-
gerechnet, die behindert oder von Behinderung be-
droht sind und deren Teilhabe an einer sonstigen Be-
schéftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auf
Grund von Art oder Schwere der Behinderung oder
wegen sonstiger Umsténde auf besondere Schwierig-
keiten stoBt.

§ 216 Aufgaben (der Inklusionsbetriebe)

Die Inklusionsbetriebe bieten den schwerbehinderten Men-
schen Beschdaftigung, MaBnahmen der betrieblichen Gesund-
heitsforderung und arbeitsbegleitende Betreuung an, soweit
erforderlich auch MaBnahmen der beruflichen Weiterbildung
oder Gelegenheit zur Teilnahme an entsprechenden auBer-
betrieblichen MaBnahmen und Unterstitzung bei der Ver-
mittlung in eine sonstige Beschdftigung in einem Betrieb oder
einer Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sowie
geeignete MaBnahmen zur Vorbereitung auf eine Beschdf-
tigung in einem Inklusionsbetrieb. Satz 1 gilt entsprechend fur
psychisch kranke Menschen im Sinne des § 215 Absatz 4.

§ 219 Begriff und Aufgaben der Werkstatt fur behinderte
Menschen

0] Die Werkstatt fur behinderte Menschen ist eine Ein-
richtung zur Teilhabe behinderter Menschen am Ar-
beitsleben im Sinne des Kapitels 10 des Teils 1 und zur
Eingliederung in das Arbeitsleben. Sie hat denjenigen
behinderten Menschen, die wegen Art oder Schwe-
re der Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht
wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschdf-
tigt werden kénnen,
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1. eine angemessene berufliche Bildung und eine
Beschdftigung zu einem ihrer Leistung angemes-
senen Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis an-
zubieten und

2. zuermoglichen, ihre Leistungs- oder Erwerbsfahig-
keit zu erhalten, zu entwickeln, zu erhdhen oder
wiederzugewinnen und dabei ihre Personlichkeit
weiterzuentwickeln. Sie férdert den Ubergang ge-
eigneter Personen auf den allgemeinen Arbeits-
markt durch geeignete MaBnahmen. Sie verfugt
Uber ein moglichst breites Angebot an Berufsbil-
dungs- und Arbeitsplatzen sowie Uber qualifizier-
tes Personal und einen begleitenden Dienst. Zum
Angebot an Berufsbildungs- und Arbeitspldatzen
gehodren ausgelagerte Platze auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt. Die ausgelagerten Arbeitsplat-
ze werden zum Zwecke des Ubergangs und als
dauerhaft ausgelagerte Platze angeboten.

Die Werkstatt steht allen behinderten Menschenim Sin-
ne des Absatzes 1 unabhdngig von Art oder Schwere
der Behinderung offen, sofern erwartet werden kann,
dass sie spdtestens nach Teilnahme an MaBnahmenim
Berufsbildungsbereich wenigstens ein MindestmaB wirt-
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen wer-
den. Dies ist nicht der Fall bei behinderten Menschen,
bei denen trotz einer der Behinderung angemessenen
Betreuung eine erhebliche Selbst- oder Fremdgefdhr-
dung zu erwarten ist oder das AusmaB der erforderli-
chen Betreuung und Pflege die Teilnahme an MaBnah-
men im Berufsbildungsbereich oder sonstige Umstande
ein MindestmaB wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleis-
tung im Arbeitsbereich dauerhaft nicht zulassen.

Behinderte Menschen, die die Voraussetzungen fur

eine Beschdaftigung in einer Werkstatt nicht erfullen,

sollen in Einrichtungen oder Gruppen betreut und ge-
fordert werden, die der Werkstatt angegliedert sind.

Die Betreuung und Férderung kann auch gemeinsam

mit den Werkstattbeschdftigtenin der Werkstatt erfol-

gen. Die Betreuung und Forderung soll auch Angebote
zur Orientierung auf Beschdaftigung enthalten.

Aufnahme in die Werkstdtten fur behinderte
Menschen
Anerkannte Werkstatten nehmen diejenigen behin-
derten Menschen aus inrem Einzugsgebiet auf, die die
Aufnahmevoraussetzungen gemdaB § 219 Absatz 2 er-
fullen, wenn Leistungen durch die Rehabilitationstré-
ger gewdhrleistet sind; die Moglichkeit zur Aufnahme
in eine andere anerkannte Werkstatt nach MaBgabe
des § 9 des Zwolften Buches oder entsprechender Re-
gelungen bleibt unberthrt. Die Aufnahme erfolgt un-
abhdngig von
1. der Ursache der Behinderung,
2. der Art der Behinderung, wenn in dem Einzugsge-
biet keine besondere Werkstatt fur behinderte Men-
schen fur diese Behinderungsart vorhanden ist, und



§ 221

3. der Schwere der Behinderung, der Minderung der
Leistungsfahigkeit und einem besonderen Bedarf
an Forderung, begleitender Betreuung oder Pflege.

Behinderte Menschen werden in der Werkstatt be-

schdftigt, solange die Aufnahmevoraussetzungen

nach Absatz 1 vorliegen.

Leistungsberechtigte Menschen mit Behinderungen,

die aus einer Werkstatt fur behinderte Menschen auf

den allgemeinen Arbeitsmarkt Ubergegangen sind
oder bei einem anderen Leistungsanbieter oder mit

Hilfe des Budgets fur Arbeit am Arbeitsleben teilneh-

men, haben einen Anspruch auf Aufnahme in eine

Werkstatt fur behinderte Menschen.

Rechtsstellung und Arbeitsentgelt behinderter
Menschen

Behinderte Menschen im Arbeitsbereich anerkannter
Werkstdtten stehen, wenn sie nicht Arbeitnenmer sind,
zu den Werkstatten in einem arbeitnenmerdhnlichen
Rechtsverhdltnis, soweit sich aus dem zugrunde lie-
genden Sozialleistungsverhdltnis nichts anderes er-
gibt.

Die Werkstatten zahlen aus ihrem Arbeitsergebnis
an die im Arbeitsbereich beschdéftigten behinder-
ten Menschen ein Arbeitsentgelt, das sich aus einem
Grundbetrag in Hohe des Ausbildungsgeldes, das die
Bundesagentur fur Arbeit nach den fur sie geltenden
Vorschriften behinderten Menschen im Berufsbil-
dungsbereich zuletzt leistet, und einem leistungsan-
gemessenen Steigerungsbetrag zusammensetzt. Der
Steigerungsbetrag bemisst sich nach der individuellen
Arbeitsleistung der behinderten Menschen, insbeson-
dere unter Berucksichtigung von Arbeitsmenge und
Arbeitsgute.

Der Inhalt des arbeitnehmer&hnlichen Rechtsverhalt-
nisses wird unter Berlcksichtigung des zwischen den
behinderten Menschen und dem Rehabilitationstréiger
bestehenden Sozialleistungsverhdltnisses durch Werk-
stattvertrdge zwischen den behinderten Menschen
und dem Trager der Werkstatt néher geregelt.
Hinsichtlich der Rechtsstellung der Teilnehmer an
MaBnahmen im Eingangsverfahren und im Berufsbil-
dungsbereich gilt § 52 entsprechend.

Ist ein volljghriger behinderter Mensch gemdB Absatz
1in den Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt
fur behinderte Menschen im Sinne des § 219 aufge-
nommen worden und war er zu diesem Zeitpunkt
geschdaftsunfdahig, so gilt der von ihm geschlossene
Werkstattvertrag in Ansehung einer bereits bewirk-
ten Leistung und deren Gegenleistung, soweit diese in
einem angemessenen Verhdltnis zueinander stehen,
als wirksam.

War der volljéhrige behinderte Mensch bei Abschluss
eines Werkstattvertrages geschdéftsunfahig, so kann
der Traiger einer Werkstatt das Werkstattverhdltnis nur
unter den Voraussetzungen fur gelost erkléren, unter
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denen ein wirksamer Vertrag seitens des Trégers einer
Werkstatt gekundigt werden kann.

Die Losungserklarung durch den Trager einer Werkstatt
bedarf der schriftlichen Form und ist zu begrinden.

Mitbestimmung, Mitwirkung, Frauenbeauftragte

Die in § 221 Absatz 1 genannten behinderten Men-
schen bestimmen und wirken unabhdngig von ihrer
Geschdaftsfahigkeit durch Werkstattréte in denihre In-
teressen berihrenden Angelegenheiten der Werkstatt
mit. Die Werkstattrate bericksichtigen die Interessen
der im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbe-
reich der Werkstatten tatigen behinderten Menschen
in angemessener und geeigneter Weise, solange fur
diese eine Vertretung nach § 52 nicht besteht.

Ein Werkstattrat wird in Werkstatten gewdhlt; er setzt
sich aus mindestens drei Mitgliedern zusammen.
Wahlberechtigt zum Werkstattrat sind alle in § 221
Absatz 1 genannten behinderten Menschen; von ih-
nen sind die behinderten Menschen wdahlbar, die am
Wahltag seit mindestens sechs Monaten in der Werk-
statt beschdaftigt sind.

Die Werkstdtten fur behinderte Menschen unterrich-
ten die Personen, die behinderte Menschen gesetzlich
vertreten oder mit ihrer Betreuung beauftragt sind,
einmal im Kalenderjahr in einer Eltern- und Betreuer-
versammlung in angemessener Weise Uber die Ange-
legenheiten der Werkstatt, auf die sich die Mitwirkung
erstreckt, und horen sie dazu an. In den Werkstéatten
kann im Einvernehmen mit dem Tréiger der Werkstatt
ein Eltern- und Betreuerbeirat errichtet werden, der
die Werkstatt und den Werkstattrat bei ihrer Arbeit be-
rat und durch Vorschlédge und Stellungnahmen unter-
stltzt.

Behinderte Frauen im Sinne des § 221 Absatz 1 wdhlen
in jeder Werkstatt eine Frauenbeauftragte und eine
Stellvertreterin. In Werkstétten mit mehr als 700 wahl-
berechtigten Frauen wird eine zweite Stellvertreterin
gewdhlt, in Werkstatten mit mehr als 1 000 wahlbe-
rechtigten Frauen werden bis zu drei Stellvertreterin-

nen gewdhlt.



Grundsatz der einheitlichen Werkstatt

Die Werkstatt fur behinderte Menschen (Werkstatt)
hat zur Erfallung ihrer gesetzlichen Aufgaben die Vor-
aussetzungen dafur zu schaffen, daB sie die behinder-
ten Menschen im Sinne des § 219 Absatz 2 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch aus inrem Einzugsgebiet
aufnehmen kann.

Der unterschiedlichen Art der Behinderung und ihren
Auswirkungen soll innerhallb der Werkstatt durch ge-
eignete MaBnahmen, insbesondere durch Bildung be-
sonderer Gruppen im Berufsbildungs- und Arbeitsbe-
reich, Rechnung getragen werden.

FachausschuB

Bei jeder Werkstatt ist ein FachausschuB zu bilden. Inm

gehorenin gleicher Zahl an

1. Vertreter der Werkstatt,

2. Vertreter der Bundesagentur fur Arbeit,

3. Vertreter des Uberortlichen Traigers der Sozialhilfe
oder des nach Landesrecht bestimmten &rtlichen
Tragers der Sozialhilfe.

Kommt die Zusténdigkeit eines anderen Rehabilitations-

trégers zur Erbringung von Leistungen zur Teilhabe am Ar-

beitsleben und ergdnzende Leistungen in Betracht, soll der

FachausschuB zur Mitwirkung an der Stellungnahme auch

Vertreter dieses Tragers hinzuziehen. Er kann auch andere

Personen zur Beratung hinzuziehen und soll, soweit erforder-

lich, Sachversténdige horen.

(1a)

Ein Tatigwerden des Fachausschusses unterbleibt, so-
weit ein Teilhabeplanverfahren nach den §§ 19 bis 23
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch durchgefuhrt
wird.

Der Fachausschuss gibt vor der Aufnahme des be-
hinderten Menschen in die Werkstatt gegentber dem
im Falle einer Aufnahme zusténdigen Rehabilitations-
trager eine Stellungnahme ab, ob der behinderte
Mensch flr seine Teilhalbe am Arbeitsleben und zu sei-
ner Eingliederung in das Arbeitsleben Leistungen einer
Werkstatt fur behinderte Menschen benétigt oder ob
andere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Be-
tracht kommen, insbesondere Leistungen der Unter-
stutzten Beschdftigung nach § 55 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch.

Eingangsverfahren

Die Werkstatt fuhrt im Benehmen mit dem zusténdi-
gen Rehabilitationstréiger Eingangsverfahren durch.
Aufgabe des Eingangsverfahrens ist es festzustellen,
ob die Werkstatt die geeignete Einrichtung zur Teil-
habe behinderter Menschen am Arbeitsleben und zur
Eingliederung in das Arbeitsleben im Sinne des § 219
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ist, sowie wel-
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che Bereiche der Werkstatt und welche Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben und ergéinzende Leistungen
oder Leistungen zur Eingliederung in das Arbeitsleben
in Betracht kommen und einen Eingliederungsplan zu
erstellen.

Das Eingangsverfahren dauert drei Monate. Es kann
auf eine Dauer von bis zu vier Wochen verkurzt wer-
den, wenn wdhrend des Eingangsverfahrens im Ein-
zelfall festgestellt wird, dass eine kurzere Dauer aus-
reichend ist.

Zum AbschluB des Eingangsverfahrens gibt der Fach-
ausschuB auf Vorschlag des Trégers der Werkstatt und
nach Anhérung des behinderten Menschen, gegebe-
nenfalls auch seines gesetzlichen Vertreters, unter
Wirdigung aller Umsténde des Einzelfalles, insbeson-
dere der Personlichkeit des behinderten Menschen
und seines Verhaltens wahrend des Eingangsverfah-
rens, eine Stellungnahme gemdB Absatz 1 gegenlber
dem zustdndigen Rehabilitationstrager ab.

Kommt der FachausschuB zu dem Ergebnis, daB die
Werkstatt flr behinderte Menschen nicht geeignet ist,
soll er zugleich eine Empfehlung aussprechen, welche
andere Einrichtung oder sonstige MaBnahmen und
welche anderen Leistungen zur Teilhabe fur den be-
hinderten Menschen in Betracht kommen. Er soll sich
auch dazu duBern, nach welcher Zeit eine Wieder-
holung des Eingangsverfahrens zweckmdaBig ist und
welche MaBnahmen und welche anderen Leistungen
zur Teilhabe in der Zwischenzeit durchgefuhrt werden
sollen.

Berufsbildungsbereich

Die Werkstatt fuhrt im Benehmen mit dem im Berufs-
bildungsbereich und dem im Arbeitsbereich zustan-
digen Rehabilitationstraiger MaBnahmen im Berufs-
bildungsbereich (EinzelmaBnahmen und Lehrgdnge)
zur Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben unter
Einschluss angemessener MaBnahmen zur Weiter-
entwicklung der Personlichkeit des behinderten Men-
schen durch. Sie férdert die behinderten Menschen so,
dass sie spdtestens nach Teilnahme an MaBnahmen
des Berufsbildungsbereichs in der Lage sind, wenigs-
tens ein MindestmalB wirtschaftlich verwertbarer Ar-
beitsleistung im Sinne des § 219 Absatz 2 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch zu erbringen.

Das Angebot an Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben soll moéglichst breit sein, um Art und Schwere der
Behinderung, der unterschiedlichen Leistungsfahig-
keit, Entwicklungsmoglichkeit sowie Eignung und Nei-
gung der behinderten Menschen soweit wie moglich
Rechnung zu tragen.

Die Lehrgange sind in einen Grund- und einen Aujf-
baukurs von in der Regel je zwolfmonatiger Dauer zu
gliedern.



Im Grundkurs sollen Fertigkeiten und Grundkenntnisse
verschiedener Arbeitsabldufe vermittelt werden, dar-
unter manuelle Fertigkeiten im Umgang mit verschie-
denen Werkstoffen und Werkzeugen und Grundkennt-
nisse Uber Werkstoffe und Werkzeuge. Zugleich sollen
das Selbstwertgefuhl des behinderten Menschen und
die Entwicklung des Sozial- und Arbeitsverhaltens ge-
fordert sowie Schwerpunkte der Eignung und Neigung
festgestellt werden.
Im Aufbaukurs sollen Fertigkeiten mit hoherem
Schwierigkeitsgrad, insbesondere im Umgang mit
Maschinen, und vertiefte Kenntnisse Uber Werkstoffe
und Werkzeuge vermittelt sowie die Fahigkeit zu gro-
Berer Ausdauer und Belastung und zur Umstellung auf
unterschiedliche Beschdftigungen im Arbeitsbereich
gelbt werden.
Rechtzeitig vor Beendigung einer MaBnahme im Sinne
des Absatzes 1 Satz 1 hat der Fachausschuss gegen-
Uber dem zustandigen Rehabilitationstréger eine Stel-
lungnahme dazu abzugeben, ob
1. die Teilnahme an einer anderen oder weiterfuh-
renden beruflichen BildungsmaBnahme oder
2. eine Wiederholung der MaBnahme im Berufsbil-
dungsbereich oder
3. eine Beschdftigung im Arbeitsbereich der Werk-
statt oder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
einschlieBlich einem Inklusionsbetrieb (§ 215 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch) zweckmdBig
erscheint. Das gleiche gilt im Falle des vorzeitigen
Abbruchs oder Wechsels der MaBnahme im Berufs-
bildungsbereich sowie des Ausscheidens aus der
Werkstatt. Hat der zustdndige Rehabilitationstra-
ger die Leistungen fur ein Jahr bewilligt (57 Absatz
3 Satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch),
gibt der Fachausschuss ihnm gegentber rechtzei-
tig vor Ablauf dieses Jahres auch eine fachliche
Stellungnahme dazu ab, ob die Leistungen fur ein
weiteres Jahr bewilligt werden sollen (§ 57 Absatz
3 Satz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch). Im
Ubrigen gilt § 3 Abs. 3 entsprechend.

Arbeitsbereich

Die Werkstatt soll Uber ein moglichst breites Angebot
an Arbeitsplatzen verfugen, um Art und Schwere der
Behinderung, der unterschiedlichen Leistungsfahig-
keit, Entwicklungsmoglichkeit sowie Eignung und Nei-
gung der behinderten Menschen soweit wie moglich
Rechnung zu tragen.

Die Arbeitspldatze solleninihrer Ausstattung soweit wie
moglich denjenigen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt entsprechen. Bei der Gestaltung der Platze und
der Arbeitsabléufe sind die besonderen Bedurfnisse
der behinderten Menschen soweit wie méglich zu be-
rlcksichtigen, um sie in die Lage zu versetzen, wirt-
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schaftlich verwertbare Arbeitsleistungen zu erbringen.
Die Erfordernisse zur Vorbereitung fur eine Vermittlung

auf den allgemeinen Arbeitsmarkt sind zu beachten.

Zur Erhaltung und Erhdhung der im Berufsbildungsbe-
reich erworbenen Leistungsfahigkeit und zur Weiter-
entwicklung der Personlichkeit des behinderten Men-
schen sind arbeitsbegleitend geeignete MaBnahmen
durchzuflhren.

Der Ubergang von behinderten Menschen auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt ist durch geeignete MaB-
nahmen zu fordern, insbesondere auch durch die
Einrichtung einer Ubergangsgruppe mit besonderen
Férderangeboten, Entwicklung individueller Forder-
plane sowie Ermoglichung von TrainingsmaBnahmen,
Betriebspraktika und durch eine zeitweise Beschdfti-
gung auf ausgelagerten Arbeitspldtzen. Dabei hat die
Werkstatt die notwendige arbeitsbegleitende Betreu-
ung in der Ubergangsphase sicherzustellen und dar-
auf hinzuwirken, daB der zusténdige Rehabilitations-
tré&ger seine Leistungen und nach dem Ausscheiden
des behinderten Menschen aus der Werkstatt das
Integrationsamt, gegebenenfalls unter Beteiligung ei-
nes Integrationsfachdienstes, die begleitende Hilfe im
Arbeits- und Berufsleben erbringen. Die Werkstatt hat
die Bundesagentur fur Arbeit bei der Durchfuhrung
der vorbereitenden MaBnahmen in die Bemuthungen
zur Vermittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
einzubeziehen.

Der Fachausschuss wird bei der Planung und Durch-
fuhrung von MaBnahmen nach den Absdtzen 3 und 4
beteiligt. Er gibt auf Vorschlag des Tragers der Werk-
statt oder des zustdndigen Rehabilitationstréigers in
regelmdBigen Absténden, wenigstens einmal jéhrlich,
gegenlber dem zustdndigen Rehabilitationstréger
eine Stellungnahme dazu ab, welche behinderten
Menschen fiir einen Ubergang auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt in Betracht kommen und welche Uber-
gangsfordernden MaBnahmen dazu erforderlich sind.

Im Ubrigen gilt § 3 Abs. 3 entsprechend.

Beschdftigungszeit

Die Werkstatt hat sicherzustellen, daB die behinder-
ten Menschen im Berufsbildungs- und Arbeitsbereich
wenigstens 35 und héchstens 40 Stunden wochentlich
beschdaftigt werden kdnnen. Die Stundenzahlen um-
fassen Erholungspausen und Zeiten der Teilnahme an
MaBnahmenim Sinne des § 5 Abs. 3.

Einzelnen behinderten Menschen ist eine kurzere Be-
schaftigungszeit zu ermoglichen, wenn es wegen Art
oder Schwere der Behinderung oder zur Erflllung des
Erziehungsauftrages notwendig erscheint.



§9

GroBe der Werkstatt

Die Werkstatt soll in der Regel Uber mindestens 120
Platze verflugen.

Die Mindestzahl nach Absatz 1 gilt als erfullt, wenn der
Werkstattverbund im Sinne des § 15, dem die Werkstatt
angehort, Uber diese Zahl von Platzen verfugt.

Bauliche Gestaltung, Ausstattung, Standort

Die bauliche Gestaltung und die Ausstattung der
Werkstatt mussen der Aufgabenstellung der Werk-
statt als einer Einrichtung zur Teilhabe behinderter
Menschen am Arbeitsleben und zur Eingliederung in
das Arbeitsleben und denin § 219 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch und im Ersten Abschnitt dieser Ver-
ordnung gestellten Anforderungen Rechnung tragen.
Die Erfordernisse des Arbeitsschutzes und der Unfall-
verhitung sowie zur Vermeidung baulicher und tech-
nischer Hindernisse sind zu beachten.

Bei der Wahl des Standorts ist auf die Einbindung in
die regionale Wirtschafts- und Beschdaftigungsstruktur
Rucksicht zu nehmen.

Das Einzugsgebiet muB so bemessen sein, daB die
Werkstatt fur die behinderten Menschen mit &ffent-
lichen oder sonstigen Verkehrsmitteln in zumutbarer
Zeit erreichbar ist.

Die Werkstatt hat im Benehmen mit den zusténdigen
Rehabilitationstrégern, soweit erforderlich, einen Fahr-
dienst zu organisieren.

Werkstattleiter, Fachpersonal zur Arbeits- und
Berufsférderung

Die Werkstatt muB Uber die Fachkrafte verfugen, die
erforderlich sind, umihre Aufgaben entsprechend den
jeweiligen Bedurfnissen der behinderten Menschen,
insbesondere unter Berucksichtigung der Notwendig-
keit einer individuellen Férderung von behinderten
Menschen, erfullen zu kénnen.

Der Werkstattleiter soll in der Regel Uber einen Fach-
hochschulabschluB im kaufménnischen oder techni-
schen Bereich oder einen gleichwertigen Bildungs-
stand, Uber ausreichende Berufserfahrung und eine
sonderpadagogische Zusatzqualifikation verfugen.
Entsprechende Berufsqualifikationen aus dem sozia-
len Bereich reichen aus, wenn die zur Leitung einer
Werkstatt erforderlichen Kenntnisse und Féhigkeiten
im kaufmdannischen und technischen Bereich ander-
weitig erworben worden sind. Die sonderp&dagogi-
sche Zusatzqualifikation kann in angemessener Zeit
durch Teilnahme an geeigneten FortbildungsmaBnah-
men nachgeholt werden.

Die Zahl der Fachkréfte zur Arbeits- und Berufsforde-
rung im Berufsbildungs- und Arbeitsbereich richtet sich
nach der Zahl und der Zusammensetzung der behin-
derten Menschen sowie der Art der Beschdaftigung
und der technischen Ausstattung des Arbeitsbereichs.
Das Zahlenverhdltnis von Fachkrdften zu behinderten
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§M

Menschen sollim Berufsbildungsbereich 1:6, im Arbeits-
bereich 1:12 betragen. Die Fachkré&fte sollen in der Re-
gel Facharbeiter, Gesellen oder Meister mit einer min-
destens zweijdhrigen Berufserfahrung in Industrie oder
Handwerk sein; sie missen padagogisch geeignet sein
und Uber eine sonderpadagogische Zusatzqualifika-
tion verfugen. Entsprechende Berufsqualifikationen
aus dem pdadagogischen oder sozialen Bereich rei-
chen aus, wenn die fur eine Tatigkeit als Fachkraft er-
forderlichen sonstigen Kenntnisse und Fahigkeiten fur
den Berufsbildungs- und Arbeitsbereich anderweitig
erworben worden sind. Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend.

Zur Durchfthrung des Eingangsverfahrens sollen Fach-
krafte des Berufsbildungsbereichs und der begleiten-
den Dienste eingesetzt werden, sofern der zustandige
Rehabilitationstréger keine hdheren Anforderungen
stellt.

Begleitende Dienste

Die Werkstatt muB zur pé&dagogischen, sozialen und
medizinischen Betreuung der behinderten Menschen
Uber begleitende Dienste verfugen, die den Bedirfnis-
sen der behinderten Menschen gerecht werden. Eine
erforderliche psychologische Betreuung ist sicherzu-
stellen. § 9 Abs. 1 gilt entsprechend.

Flr je 120 behinderte Menschen sollen in der Regel ein
Sozialp&dagoge oder ein Sozialarbeiter zur Verfugung
stehen, dartber hinaus im Einvernehmen mit den zu-
sténdigen Rehabilitationstraigern pflegerische, thera-
peutische und nach Art und Schwere der Behinderung
sonst erforderliche Fachkrafte.

Die besondere drztliche Betreuung der behinderten
Menschen in der Werkstatt und die medizinische Be-
ratung des Fachpersonals der Werkstatt durch einen
Arzt, der moglichst auch die an einen Betriebsarzt zu
stellenden Anforderungen erfullen soll, mussen ver-
traglich sichergestellt sein.

Fortbildung

Die Werkstatt hat dem Fachpersonal nach den §§ 9 und 10

Gelegenheit zur Teilnahme an FortbildungsmaBnahmen zu

geben.

§12
(1

Wirtschaftsfuhrung

Die Werkstatt muB nach betriebswirtschaftlichen
Grundsdtzen organisiert sein. Sie hat nach kaufman-
nischen Grundsdtzen Bucher zu fihren und eine Be-
triebsabrechnung in Formeiner Kostenstellenrechnung
zu erstellen. Sie soll einen JahresabschluB erstellen.
Zusd@tzlich sind das Arbeitsergebnis, seine Zusammen-
setzung im Einzelnen gemdaB Absatz 4 und seine Ver-
wendung auszuweisen. Die Buchfuhrung, die Betriebs-
abrechnung und der JahresabschluB einschlieBlich
der Ermittlung des Arbeitsergebnisses, seine Zusam-
mensetzung im Einzelnen gemdaB Absatz 4 und seiner



Verwendung sind in angemessenen Zeitabsténden in
der Regel von einer Person zu priufen, die als Prufer bei
durch Bundesgesetz vorgeschriebenen Prifungen des

Jahresabschlusses (AbschluBprifer) juristischer Perso-

nen zugelassen ist. Weitergehende handelsrechtliche

und abweichende haushaltsrechtliche Vorschriften

Uber Rechnungs-, Buchfiihrungs- und Aufzeichnungs-

pflichten sowie Prufungspflichten bleiben unberuhrt.

Uber den zu verwendenden Kontenrahmen, die Glie-

derung des Jahresabschlusses, die Kostenstellenrech-

nung und die Zeitabsténde zwischen den Prifungen
der Rechnungslegung ist mit den zusténdigen Rehalbi-
litationstragern Einvernehmen herzustellen.

Die Werkstatt muB Uber einen Organisations- und

Stellenplan mit einer Funktionsbeschreibung des Per-

sonals verfugen.

Die Werkstatt muB wirtschaftliche Arbeitsergebnisse

anstreben, um an die im Arbeitsbereich beschaftigten

behinderten Menschen ein inrer Leistung angemesse-

nes Arbeitsentgelt im Sinne des § 219 Absatz 1 Satz 2

und § 221 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zah-

len zu kénnen.

Arbeitsergebnis im Sinne des § 221 des Neunten Bu-

ches und der Vorschriften dieser Verordnung ist die

Differenz aus den Ertrdgen und den notwendigen

Kosten des laufenden Betriebs im Arbeitsbereich der

Werkstatt. Die Ertréige setzen sich zusammen aus den

Umsatzerldsen, Zins- und sonstigen Ertr&igen aus der

wirtschaftlichen Tatigkeit und den von den Rehabili-

tationstragern erbrachten Kostensdtzen. Notwendige

Kosten des laufenden Betriebs sind die Kosten nach §

58 Absatz 3 Satz 2 und 3 des Neunten Buches Sozial-

gesetzbuch im Rahmen der getroffenen Vereinbarun-

gen sowie die mit der wirtschaftlichen Betatigung der

Werkstatt in Zusammenhang stehenden notwendigen

Kosten, die auch in einem Wirtschaftsunternehmen

Ublicherweise entstehen und infolgedessen nach § 58

Absatz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch von

den Rehabilitationstrégern nicht dbernommen wer-

den, nicht hingegen die Kosten fur die Arbeitsentgelte
nach § 221 Absatz 2 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch und das Arbeitsforderungsgeld nach § 59 des

Neunten Buches Sozialgesetzbuch.

Das Arbeitsergebnis darf nur fur Zwecke der Werkstatt

verwendet werden, und zwar fur

1. die Zahlung der Arbeitsentgelte nach § 221 Absatz
2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, in der Re-
gelim Umfang von mindestens 70 vom Hundert des
Arbeitsergebnisses,

2. die Bildung einer zum Ausgleich von Ertrags-
schwankungen notwendigen Riicklage, héchstens
eines Betrages, der zur Zahlung der Arbeitsentgel-
te nach § 221 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch fur sechs Monate erforderlich ist,

3. Ersatz- und Modernisierungsinvestitionen in der
Werkstatt, soweit diese Kosten nicht aus den Rick-
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lagen auf Grund von Abschreibung des Anlage-
vermogens fur solche Investitionen, aus Leistun-
gen der Rehabilitationstréger oder aus sonstigen
Einnahmen zu decken sind oder gedeckt werden.
Kosten fur die Schaffung und Ausstattung neuer
Werk- und Wohnstattenplatze durfen aus dem Ar-
beitsergebnis nicht bestritten werden. Abweichen-
de handelsrechtliche Vorschriften Uber die Bildung
von Rucklagen bleiben unberlhrt.
Die Werkstatt legt die Ermittlung des Arbeitsergebnis-
ses nach Absatz 4 und dessen Verwendung nach Ab-
satz 5 gegenlber den beiden Anerkennungsbehdrden
nach § 225 Satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch auf deren Verlangen offen. Diese sind berech-
tigt, die Angaben durch Einsicht in die nach Absatz 1
zu fUhrenden Unterlagen zu Uberprifen.

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt fur die Mitbestimmung und die
Mitwirkung der in § 221 Absatz 1 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch genannten Menschen mit Behin-
derungen (Werkstattbeschdftigte) in Werkstattan-
gelegenheiten und die Interessenvertretung der in
Werkstatten beschdaftigten behinderten Frauen durch
Frauenbeauftragte.

Diese Verordnung findet keine Anwendung auf Reli-
gionsgemeinschaften und ihre Einrichtungen, soweit
sie eigene gleichwertige Regelungen getroffen haben.

Errichtung von Werkstattréten

Ein Werkstattrat wird in Werkstatten gewdhlt.

Rechte und Pflichten der Werkstatt sind solche des
Tragers der Werkstatt.

Zahl der Mitglieder des Werkstattrats
Der Werkstattrat besteht in Werksté&tten mit in der
Regel
1. bis zu 200 Wahlberechtigten aus drei Mitgliedern,
2. 201bis 400 Wahlberechtigten aus
funf Mitgliedern,
3. 401 bis 700 Wahlberechtigten aus
sieben Mitgliedern,
4. 701 bis 1000 Wahlberechtigten aus
neun Mitgliedern,
5. 1001 bis 1500 Wahlberechtigten aus
elf Mitgliedern und
6. mehr als 1500 Wahlberechtigten aus
13 Mitgliedern.
Die Geschlechter sollen entsprechend ihrem zahlen-

mdaBigen Verhdltnis vertreten sein.



ALA
BTHG
EUTB
G-Schulen
IFD

KSV

SGB
TvoD SuE
WfbM
WMVO
WVO

Anderer Leistungsanbieter
Bundesteilhabegesetz

Ergdnzende unabhdngige Teilhabeberatung
Schulen fir geistig behinderte Menschen
Integrationsfachdienst

Kommunaler Sozialverband Sachsen
Sozialgesetzbuch

Tarifvertrag fur den &ffentlichen Dienst, Sozial- und Erziehungsdienst
Werkstatt fur behinderte Menschen
Werkstatten-Mitwirkungsverordnung
Werkstattenverordnung



Abb. 1:
Abb. 2:
Abb. 3:
Abb. 4:
Abb. 5:

Tab. 1:
Tab. 2:
Tab. 3:
Tab. 4:
Tab. 5:

Unterscheidung zwischen ALA und WfboM

Leistungsdreieck

10
il

Der Weg zur Anerkennung als ALA

Organisationsstruktur des ALA in Sachsen (Arbeitsbereich)

Modelle zu Teilhabemdglichkeiten im Arbeitsleben

Kostenkalkulation fur Anderen Leistungsanbieter (Beispiel)

Sachkosten

Arbeitsertrag und Arbeitsentgelt

Arbeitsergebnis

Konzeptbausteine fur ein kleines landwirtschaftliches Unternehmen

61

31
33
38

24
26
27
27
28









Teilhabe
Landwirtschaft

Weitere Informationen finden Sie unter
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